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Editorial 


Selbst die hartnäckigsten Verdränger 
unter den Bundesdurchschnittsmeiern 
werden immer wieder genötigt, die Exi- 
stenz von Behinderung und Behinder- 
ten wahrzunehmen. Die beiden wir- 
kungsvollsten Mittel, das muß der Neid 
zugestehen, sind die ständigen Hin- 
weise auf ihre Not und ihre Notdurft. 1. 
Ständig berichten die Medien über ir- 
gendwelche Behinderten, die von ir- 
gendwem bespendet werden, und ge- 
nauso penetrant sind 2. die Hinweis- 
schilder auf behindertengerechte Toi- 
letten an den Autobahnen. 
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Nun gibt es eine weitere Unausweich- 
lichkeit. Dieses Mal in den allabendli- 
chen Nachrichten, nämlich den roll- 
stuhlfahrenden Innenminister 
Schäuble. 


Wozu brauchen wir ein Anti-Diskrimi- 
nierungsgesetz, wenn der Innenmini- 
ster durch einen Behinderten gestellt 
werden kann? Der Kanzler höchst- 
selbst sieht in Wolfgang Schäuble den 
einzigen fähigen Nachfolger für sich, 
wenn er überhaupt so etwas Überflüssi- 
ges wie einen Nachfolger in Erwägung 
zieht. 


Bilder von einem Rollstuhlfahrer, der 
als oberster Dienstherr eine Parade der 
strammen Jungs vom Bundesgrenz- 
schutz abnimmt, waren für mich bisher 
höchst unrealistisch. Genauso, wie Bil- 
der vom Kanzler im Rollstuhl. Aber wer 
weiß? Wer den Kanzler stützt kann fest 
mit ihm rechnen. Kameradschaft nennt 
mensch das (Oder Seilschaft?). 


Viel erwarten dürfen wir von Schäuble 
nicht, denn eine Behinderung erzeugt 
noch nicht gleichzeitig Solidarität mit 
Behinderten. Das macht uns ja ständig 
der R.D.P.-Graf Lambsdorff vor. Wir wer- 
den also trotz und gegen Schäuble wei- 
terarbeiten müssen. 


Wie das in Vergangenheit und Zukunft 
der harte Kern der Behindertenbewe- 
gung getan hat, davon berichtet in die- 
ser Ausgabe Jörg Fretter schwerpunkt- 
mäßig. Jörg studiert Sozialarbeit und ist 
seit wenigen Wochen Aktiver der 
„randschau“-Redaktion. Höchst ak- 
tuell im politischen Raum sind ja zur 
Zeit „Generationswechsel“: Unsere 
Verjüngung ist Jörg, obwohl er auch 
schon viele Widerstandsjahre in der 
Bewegung hinter sich hat. 


Von einer ganz anJeren Widerstands- 
form berichten wir auf den folgenden 
Seiten: Vom Hungerstreik. Nun, über 
ein paar Wochen mag vielen von uns 
das ja nicht schaden. Dennoch halte 
ich Kampfformen, wie ernsthafte Hun- 
gerstreiks oder die ebenfalls aktuellen 
Selbstverbrennungen für völlig unan- 
gemessen. Wir veranstalten damit 
doch genau das, was unsere Ausson- 
derer schon seit Jahren versuchen: 
Den direkten Angriff gegen das Leben 
von Behinderten. Lassen wir das! 


Wir bedanken uns wiederum bei allen, 
die an dieser Ausgabe mitgearbeitet 
haben. Besonders bei denen, die ihren 
Texten gleich Illustrationen beigelegt 
haben. Andreas Jürgens stelite uns die 
Bilder des Schwerpunktes, die alle vom 
Krüppeltribunal 1981 stammen. 


Lothar Sandfort 


Behindertenfeindliche 
Bürgermeister 
erhielten Haftstrafe 


Italien - Sechs Bürgermeister aus der 
Umgebung von Florenz wurden mit je 
einem Monat Gefängnis bestraft, weil 
sie es versäumten, Öffentliche Ge- 
bäude für behinderte Menschen zu- 
gänglich zu machen. Von den Bürger- 
meistern wurden trotz einer entspre- 
chenden gesetzlichen Regelung aus 
dem Jahr 1987 keine Maßnahmen er- 
griffen, architektonische Barrieren an 
öffentlichen Behörden abzubauen. Sie 
wurden nun mit der Begründung verur- 
teilt, daß ein Barrierenabbau, also zum 
Beispiel das Entfernen störender Stu- 
fen oder die Schaffung von Umge- 
hungsmöglichkeiten, ein Akt sozialer 
Solidarität im Sinne der italienischen 
Verfassung sei. Festgestellt wurde fer- 
ner, daß nur die Entfernung aller Hin- 
dernisse dem Interesse behinderter 
Menschen und somit dem Gesetz ent- 
sprechen. Der nur teilweise vorgenom- 
mene Abbau von Zugangsbarrieren sei 
ebenfalls ein Akt der Diskriminierung 
und müsse ebenfalls bestraft werden, 
stellte das Gericht fest. (aus: sozialpoli- 
tischer Presse- und Informationsdienst, 
Wien) 


Seminarangebot der 
Jungdemokratinnen 
Nordrhein-Westfalen 


Regelmäßig veranstalten das „Ludwig- 
Quidde-Forum‘ und die Jungdemokra- 
tInnen NRW Seminare für politisch in- 
teressierte Menschen. Das „Quidde- 
Forum“ ist eine vom Land NRW aner- 
kannte Weiterbildungseinrichtung. Die 
Jungdemokratinnen NRW sind der ein- 
zige überparteiliche Jugendverband 
des Landes, der seit einigen Jahren 
den GRÜNEN nahesteht und seine Ver- 
gangenheit als FDP-Nachwuchsorga- 
nisation längst hinter sich gelassen hat. 
Aus dem vielfältigen Seminarpro- 
gramm haben wir zwei Veranstaltungen 
herausgegriffen: 


- Vom 14. bis 16. Juni 1991 wird ein Se- 
minar mit dem Titel „Diskutieren und 


Diskussionsleitung für Leute in Initiati- 
ven, Schülerinnenvertretungen und 
Uni-Gremien“ in Hattingen Welper 
stattfinden. Der TeilnehmerInnenbei- 
trag wird 35,- DM für Verdienende und 
25,- DM für Nichtverdienende betragen. 
Darin sind Unterkunft, Verpflegung und 
die Seminarunterlagen enthalten. 


- Die Frauensommerwoche FEMOTO- 
PIA wird vom 22. bis 28. Juli 1991 in Bie- 
lefeld mit dem Schwerpunktthema „In- 
ternationalismus“ stattfinden. Die Teil- 
nehmerinnenkosten werden für „Werk- 
tätige“ 140,- DM und für Schülerinnen, 
Studentinnen, sowie Arbeitslose 70,- 
DM betragen. 


Weitere Informationen und Programme 
sind über das „Ludwig-Quidde-Forum“, 
Kieler Straße 29c, 5000 Wuppertal 1 
(Tei.: 02 02/45 50 54) zu beziehen. 


Bildungsurlaub 
„Bio-Ethik-Debatte“ 


In Zusammenarbeit mit dem Weiterbil- 
dungszentrum der Ruhr-Universität, 


Bochum und Impatientia &. V., Essen, 
findet in der Zeit vom 17.bis 21 Juni 
1991 ein Bildungspersonal mit dem Ti- 
tel: Die sogenannte „Bio-Ethik-De- 
batte“ Folgen für medizinische und 
soziale Berufe im Haus Husen, Dort- 
mund-Syburg statt. 


"Aus dem Ankündigungstext: 


Embryonenforschung, künstliche Be- 
fruchtung, lebensverlängernde Appa- 
ratmedizin, Austausch von Organen 
und die Zerlegung des Menschen in 
seine Einzelteile” - bis hin zu den Ge- 
nen - wirft zunehmend die Frage auf, 
ob „wir“ die Technik beherrschen oder 
die Technik uns. Seit einiger Zeit debat- 
tieren Experten - Philosophen, Medizi- 
ner, Juristen - über die ethische Bewer- 
tung der Konsequenzen dieser techni- 
schen Möglichkeiten. Euthanasie, Ster- 
behilfe, Lebens- und Todesdefinition, 
Kriterien für die Berechtigung, medizi- 
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nische Therapien in Anspruch nehmen 
zu dürfen und anderes mehr stehen im 
Mittelpunkt der Expertendiskussionen. 


Dieses Seminar wendet sich vor allem 
an Beschäftigte aus medizinischen und 
sozialen Berufen, da dort die prakti- 
schen Auswirkungen dieser „Exper- 
ten"-Diskussion ihren ersten Nieder- 
schlag finden werden (oder vielleicht 
auch schon gefunden haben). Im Mit- 
telpunkt des Seminars werden neben 
der Auseinandersetzung mit der De- 
batte selbst folgende Themenbereiche 
stehen: 


- Alltags, ideologie“ (Gesundheit als 
Ware und als Pflicht) 

- medizinisch-technologische Entwick- 
lung 

- Euthanasie und die Frage von Leben 
und Tod 

- Die Gesundheits“reform und das 
Selbstverschuldungsprinzip 

- und nicht zuletzt gegenwärtige Verän- 
derungen in der Arbeitssituation 


Das Seminar wird im Wechsel zwi- 
schen Referenten (Video und andere 
Medien) und Diskussion in Klein- und 
Großgruppen abgehalten werden. 

Die Seminarleitung habrnErika Feyera- 
bend und Bärbel Heidbreder von IMPA- 
TIENTIA e.V. übernommen. Der Teil- 
nahrmnebeitrag beläuft sich auf DM 
250,- (einschließlich Unterkunft und 
Verpflegung). Schriftiche Anmeldung 
erbeten an das: 

Forum Eltern und Schule, Huckarder 
Str. 12, 4600 Dortmund 1, Tel.: 0231/ 
14 80 11 
Bildungsurlaub: Das Seminar ist nach 
89, 1a) Arbeitnehmerweiterbildungsge- 
setz anerkannt. Für die Dauer können 
die Teilnehmer Bildungsurlaub in An- 
spruch nehmen. Den Bildungsurlaub 
muß beim Arbeitgeber bis spätestens 
vier Wochen vor Veranstaltungsbeginn 
beantragt werden. Hierzu ist eine „Mit- 
teilung an den Arbeitgeber" erforder- 
lich, die das Forum sofort nach Eingang 
der Anmeldung zuschickt. 


Kleinanzeige 


Verkaufe VW Golf CL Automatik, 
2-türig, mit Handgasgerät links von Za- 
watzky, Lenkradknopf, Schiebedach, 2 
Außenspiegel, Baujahr 1985, 75 PS, 
technisch in einwandfreiem Zustand. 
Camping-Chemietoilette integriert in 
Beifahrersitz, m. H. von Gardinchen 
auch tagsüber benutzbar. VB: 
DM 9.000-. 
Heike Nötzel, Lazarettstraße 6, 4300 
Essen 1, Tel.: 0201/ 230425 oder 
026 32/ 492651. 
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„Reisen mit Handicap“ 
120 Seiten aktuelle 
Reiseinformationen für 
behinderte Menschen 


Wer mit dem Handicap einer Behinde- 
rung oder chronischen Krankheit auf 
Reisen gehen will, braucht besonders 
zuverlässige, gezielte Tips und Infor- 
mationen. Die Bundesarbeitsgemein- 
schaft Hilfe für Behinderte stellt in ih- 
rem Sonderheft „Reisen mit Handicap“ 
vielfältige Reisemöglichkeiten inner- 
und außerhalb Europas für Körperbe- 
hinderte, geistig Behinderte, für Blinde 
Menschen, Dialysepatienten und Klein-- 
wüchsige vor. 


Bestelladresse: 
Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für 
Behinderte e.V., Kirchfeldstraße 149, 
4000 Düsseldorf 1, Tel: 0211/ 
31 006-0, Telefax: -48 


Einzelpreis DM 10,-, ab 3 Exemplare je 
DM 8,50, ab 10 Exemplare je DM 7,50 in- 
klusive Versand 


Zukunftswerkstatt 
Sozialpolitik - 
Dokumentation 


Die soeben erschienende Dokumenta- 
tion stellt den Verlauf und die wichtig- 
sten Ergebnisse der Zukunftswerkstatt 
Sozialpolitik vor, die im April 1990 in 
Kassel stattgefunden hat. Veranstalte- 
rin und Herausgeberin ist die Sozialpo- 
litische Gesellschaft. 


Das Ziel der Zukunftswerkstatt war es, 
ausgehend von den Erfahrungen der 
Teilnehmenden und von ihrer Kritik ar 
der herrschenden Sozialpolitik, über 
die Formulierung gemeinsamer Uto- 
pien, gesellschaftspolitische Forderun- 
gen und Innovationen zu entwerfen. 
Insgesamt arbeiten circa 80 Personen 


Suzialpolitische Gesellschaft #.V. (Hrsg) 


Zukunftswerkstatt 
Sozialpolitik 


NEU 


Die Dokumentation 
(34 Seiten, Ad) ist zum 
Preis von DM 10.- 

zu beziehen bei: 

SG 

Adlzreiterstr. 23 
8000 München 2 


Dokumentation und Auswertung 


in fünf Zukunftswerkstätten zusammen 
davon waren drei in Form von Wort- 
werkstätten konzeptioniert und zwei ex- 
perimentell als Kreativ-Werkstätten mit 
bildnerischen Medien. 


Die Dokumentation will die Sozialpoliti- 
sche Diskussion anregen, aus den Er- 
gebnissen dieser Veranstaltung wer- 
den inhaltliche und organisatorische 
Arbeitsschwerpunkte der Sozialpoliti- 
schen Gesellschaft weiterentwickelt 
werden. Desweiteren soll sie dazu die- 
nen, die an einer fortschrittliichen So- 
zialpolitik Interessierten auf die Arbeit 
der Sozialpolitischen Gesellschaft hin- 
zuweisen, sie neugierig zu machen und 
für eine Mitarbeit zu gewinnen. 


Die 54 Seiten starke Dokumemntation 
ist zu beziehen über die Sozialpoliti- 
sche Gesellschaft, Adizreiterstr. 23, 
8000 München 2 


Ein Buch der Träume 


Mit Bild und Text will sich der Landes- 
verband für spastisch Gelähmte und 
andere Körperbehinderte Nordrhein- 
Westfalen e.V. an die Öffentlichkeit 
wenden, um - wie er in einer Pressemit- 
teilung erklärte - ein Mehr an Bewußt- 
sein. für die Probleme der Behinderten 
im Alltag zu wecken. Im Mittelpunkt ei- 
nes hierfür ausgeschriebenen „Gestal- 
tungswettbewerbes“ sollen Bilder von 
Schülerinnen und Schülern der Körper- 
behindertenschulen Nordrhein-West- 
falens stehen. Die als Gruppenarbeiten 
zu erstellenden Bilder sollen sich um 
das Thema ‚„Täume“ drehen. Er- 
wünscht sind Bilder, die sich mit „Tag- 
träumen“, „Alpträumen‘“, „Wunschträu- 
men“, „Iräumen von einer besseren 
Welt und einem besseren Leben“ be- 
fassen. Alle eingehenden Bilder sollen 
während einer Festveranstaltung des 
Landesverbandes, aus Anlaß dessen 
25-jährigen Bestehens im Oktober 1991 
in Marl, ausgestellt werden. Die drei 
von einer Jury mit Geldpreisen prämier- 
ten Exponate, sollen auf dieser Veran- 
staltung vorgestellt und geehrt werden. 


Eine zweite Stufe des Gesamtprojekts 
bildet im kommenden Jahr ein Textwett- 
bewerb zum gleichen Thema. Aus den 
Bildern und Texten soll ein Buch entste- 
hen, daß in den kommenden Jahren zu 
einem „wesentlichen Bestandteil der 
Öffentlichkeitsarbeit des Landesver- 
bandss“ werden soll. 


Kontaktadresse für interessierte Grup- 
pen: Landesverband NRW für spa- 
stisch Gelähmte und andere Körperbe- 
hinderte e.V., Brehmstraße 5-7, 4000 
Düsseldorf 1 i 


Düsseldorf, 23.-27.10.1991 


Programm zum 
Bundeskongreß für 
Rehabilitation liegt vor 


Das vorläufige Programm für den Bun- 
deskongreß für Rehabilitation der unter 
dem Titel „Rehabilitation - Zukunft 
2000“ vom 23. bis 25 Oktober 1991 in 
Düsseldorf stattfinden wird, liegt vor. 
Als Höhepunkte sind in einer Presseer- 
klärung angekündigt: 
- Ein Eingangsreferat, den der Schirm- 
herr des Bundeskongresses, Minister- 
präsident Johannes Rau, halten will. 
Hier will er versuchen das Menschbild 
in der Rehabilitation zu zeichnen und 
den Angriffen auf das Lebensrecht und 
die Menschenwürde Behinderter ent- 
gegentreten. 
- Und noch ein Referat, in dem sich Dr. 
Peter Radtke „aus der Sicht der Betrof- 
fenen“ kritisch mit der Frage auseinan- 
dersetzen, wird, ob Selbstbestimmung 
heute tatsächlich ein reales Ziel der Re- 
habifitation von Menschen mit einer Be- 
hinderung ist. 
- Spannende grundsätzliche Aussa- 
gen zur Rehabilitationspolitik der Bun- 
desregierung wird Staatssekretär Bern- 
hard Worms vom Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung versu- 
chen vorzustellen. 
- In einer Talkshow zwischen Kongreß- 
teilnehmern und Experten werden 
„Brennpunkte“ der Rehabilitation dis- 
kutiert, die da lauten: 
® Einig Deutschland, einig Sozilal- 
staat? 
® Pflegebedürftigkeit, was nun? 
® Rechtsanspruch und Wirklichkeit 


Dazu gibt es noch 20 Arbeitsgruppen 
im Verlauf der Veranstaltung. Na, wenn 
das nicht interessant ist? Auch werden 
die „ExpertInnen“ verkünden, wie sie 
sich die Rehabilitation 2000 vorstellen. 
Der Kaffeesatz liegt schon bereit und 
auch die obligatorische Glaskugel darf 
nicht fehlen. Der Veranstalter dieses 
Bundeskongresses, ist wie immer die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation, in Zusammenarbeit mit der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
und der Bundesregierung. Der Kongreß 


wird, ebenfalls wie immer, parallel zur 
Hiltsmittelausstellung REHA 91 durch- 
geführt werden. 

wen das alles näher interessiert kann 
weitere Infos unter folgender Adresse 
bekommen: Bundesarbeitsgemein- 
schaft für Rehabilitation, Walter- 
Kolb-Straße 9-11, 6000 Frankfurt 70 


VERKEHRte Kinder? 


In Deutschland ist der Straßenverkehrs- 
unfall bei Kindern die häufigste Tode- 
sursache. Mit 50 bis 60.000 Kinderver- 
kehrsunfällen im Jahr nimmt unser 
Staat eine von allen anderen europäi- 
schen Staaten weit abgehobene trau- 
rige Spitzeneinstellung ein. Minde- 
stens ein Kind einer Schulklasse muß 
damit rechnen, in seinem Leben als un- 
geschützter Verkehrsteilnehmer (Fuß- 
gänger, Radfahrer, Mötorradfahrer) Op- 
fer eines schweren oder tödlichen Un- 
falls zu werden, wenn sich die Gege- 
benheiten insbesondere in unseren 
Städten nicht verändern. 


Wichtig ist es insbesondere, Maßnah- 
men durchzusetzen, welche die Ge- 
schwindigkeit des Autoverkehrs sen- 
ken, die Sichtkontakte zwischen den 
motorisierten und den nichtmotorisier- 
ten Verkehrsteilnehmern verbessern 
und die Überquerbarkeit von Fahrbah- 
nen an möglichst vielen Stellen si- 
chern! 


Eine vom Füßgängerschutzverein 
(FUSS e.V.) und vom Arbeitskreis Ver- 
kehr und Umwelt (UMKEHR e.V.) ge- 
meinsam herausgegebene Schrift mit 
dem Titel: „VERKEHRte KINDER?“ 
richtet sich an Eltern, Kommunalpoliti- 
ker, Planer und analle, die sich aktiv für 
eine drastische Verminderung der Un- 
fälle sowie für kind- und menschenge- 
rechtere Städte und Dörfer einsetzen 
wollen. 


Die 40seitige handlungsorientierte Bro- 
schüre mit 18 Abbildungen, 13 Fotos 
und einem ausführlichen Quellenteil 
müßte eigentlich aufgrund der Informa- 
tionsfülle als ein „gerafftes“ Taschen- 
buch bezeichnet werden; sie hat ledig- 
lich ein anderes Format (DIN A4}, und 
sie ist billiger: 


Ein Exemplar und weitere Informatio- 
nen sind für 7,- DM in Briefmarken 
(bitte maximal 1,- DM-Werte} oder ge- 
gen Rechnung beim FUSS e.\V., 
Kirchstr. 4, 1000 Berlin 21, erhältlich. 


7. Deutsch - Polnische 
Begegnung 


Die 7. deutsch-polnische Begegnung 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Clubs Behinderter und ihrer Freunde 
e.V. - BAG C- und dem Studentenclub 
"REWALIDACYJNY' findet vom 30, Au- 
gustbis 13. September 1991 in Duszniki 
{in der Nähe von Wroclaw) in Polen 
statt. Das Motto dieser Begegnung lau- 
tet, wie in den Jahren zuvor, ’Freund- 
schaft über Grenzen hinaus’. Für einen 
Beitrag von 550,- DM werden die Teil- 
nehmerInnen zwei Wochen lang die 
Möglichkeit erhalten, Polen unter be- 
hindertenpolitischen und kulturellen 
Aspekten kennenzulernen. Themen 
sind u.a. 'Selbstbestimmtes Leben be- 
hinderter Menschen in der Bundesre- 
publik und in Polen‘, "aktive Rehabilita- 
tion’ sowie ’Partnerschaft und Sexuali- 
tät”. Das Programm wird in der Hauptsa- 
che vom Revalidationsclub der 
Studenten 'REMEDIUM’ in Wroclaw 
gestaltet ('revalidierend’ - vom lateini- 
schen 'revalidus’ - also wieder gesund 
machend). Im Studentenclub 'REME- 
DIUM’ haben sich behinderte und 
nichtbehinderte StudentInnen zusam- 
mengefunden, um sich gegenseitig zu 
beraten und zu unterstützen. Ihr Anlie- 
gen ist die Integration behinderter jun- 
ger Menschen in die Gesellschaft und 
die Völkerverständigung. 


Eingeladen zur Teilnahme sind behin- 
derte und nichtbehinderte Interessen- 
ten im Alter von 18 bis 26 Jahren. Wei- 
tere Informationen und Anmeldeunter- 
lagen gibt es bei der Bundesarbeitsge- 
meinschaft der Clubs Behinderter und 
ihrer Freunde e.V., Eupener Straße 5, 
65 Mainz, Tel.: 06131 / 225541 und 
225778, 


10 Jahre MINITRAC 


Das Rolistuhlgerät MINITRAC ist seit 
10 Jahren auf dem Markt. Dies ist für 
die Firma Grund genug, zu einem 'MI- 
NITRACker-Treffen' am letzten Juni- 
Wochenende (29./30. 6. 91) einzuladen. 
Das Treffen, daß zum Erfahrungsaus- 
tausch, zu gemeinsamen Ausflügen 
und zum Feiern gedacht ist, wird in der 
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"Alten Schule’ in Neu-Ansprache (Vor- 
dertaunus) stattfinden. Eingeladen sind 
alle MINITRAC-Benutzerinnen und sol- 
che die es werden wollen. Es werden 
ausreichend MINITRACS für Interes- 
sentinnen zur Verfügung stehen. Abge- 
sehen von der Anreise entstehen keine 
Unkosten. Anmeldungen werden früh- 
zeitig erbeten, an: Fa. MINITRAC, W. 
Rose, Am Holzbach 25, 6393 Wehr- 
heim 


International surfweek 
for the disabled 


In der Zeit vom 24. bis 31. August 1991 
findet auf dem Veerse-Meer in der Pro- 
vinz Zeeland (Niederlande) die dritte in- 
ternationale Surfwoche für Behinderte 
statt. 

Zu disser Surfwoche sind Körper- und 
Sehbehinderte ab 16 Jahren aus Eng- 
land, Frankreich, Dänemärk, Belgien, 
Luxemburg, Deutschland und den Nie- 
derlanden eingeladen. Sowohl Anfän- 
gerlnnen als auch Fortgeschrittene 
können teilnehmen, wenn sie ein gutes 
Sitzgleichgewicht und eine gute Hand- 
Armfunktion haben. 

Ziel dieser Woche ist es, in der Praxis 
zu beweisen, daß Behinderung und 
Surfen einander nicht ausschließen. 
Ungefähr hundert visuell und körper- 
lich Behinderte aus den verschiedenen 
Ländern haben bis jetzt in Zeeland 
Windsurfen gelernt. Die Fortgeschritte- 
nen unter ihnen haben die Woche be- 
nutzt um ihre Windsurftechnik zu ver- 
bessern. 

Die TeilnehmerInnen wohnen in „Het 
Zilveren Schor“ in Arnemuiden. Das 
Haus ist auf den Aufenthalt Behinderter 
eingerichtet und bietet 50 Teilnehme- 
rinnen, einschließlich ihrer Assistentin- 
nen Platz. 

Die Kosten betragen 330,- DM. Wer 
selbst über Surfbrett/surfanzug ver- 
fügt, für die/den verringern sich die Ko- 
sten. 

Anmeldungen und Informationen bei: 
„Het Zilveren Schor“, Zilverenschor- 
weg, Postfach 9, NL-4340 AA Arne- 
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Geschichte der Bewegung - 
Bewegte Geschichte 


Welchen Sinn macht es, auf einen Teil 
der Geschichte der westdeutschen 
Krüppel- und Behindertenbewegung 
zurückzublicken? So sitze ich am 
Schreibtisch und überlege. Kann dabei 
mehr herauskommen, als das Schön- 
färben einer 'bewegten’ Zeit, die ich 
selbst nicht miterlebt habe (da zu 
jung)? Und ist die Rückschau nicht 
eher Ausdruck meiner Ratlosigkeit ge- 
genüber den heutigen Bedrohungen 
(Euthanasie/Eugenik-Debatte, Pflege- 
notstand, Sozialkürzungen, etc) denen 
sich Krüppel/Behinderte ausgesetzt 
sehen? Wo ist das Widerstandspoten- 
tial von Krüppeln/Behinderten gegen 
die herrschende Normalität, wo über- 
haupt die oftmals gepriesene ’Bewe- 
gung’ geblieben? - so frage ich mich. 


Geschichte 
wird gemacht 


Schauen wir ein wenig zurück: Ende 
der sechziger, Anfang der siebziger 
Jahre entstanden in vielen Städten der 
damaligen Bundesrepublik Gruppen 
von Behinderten und Nichtbehin- 
derten. 


Hier wurde von diesen im Rahmen ihrer 
sogenannten Clubarbeit noch ange- 


strebt, durch ein partnerschaftliches 
Miteinander der gesellschaftlichen Dis- 
kriminierung zu entkommen und dies 
durch ein 'freundschaftliches Verhält- 
nis’ zwischen Behinderten und Nicht- 
behinderten zu ersetzen. Integration 
sollte erlernbar sein. Diesen folgten 
Mitte der siebziger Jahre erste Ansätze 
der sog. "emanzipatorischen Krüppel- 
und Behindertenbewegung”. Aufbruch- 
stimmung war angesagt: Hieß dies für 
die einen, die Gründung von ’Krüppel- 
gruppen’ unter expliziten Ausschluß 
von Nichtbehinderten, kamen die ande- 
ren - hauptsächlich - über die 'Volks- 
hochschulkurse zur Bewältigung der 
Umwelt’ in "Bewegung. Ansatz inner- 
halb der Krüppelgruppen war die Er- 
kenntnis, daß es immer Machtgefälle 
zwischen Krüppeln und Nichtbehinder- 
ten gebe (seien es Freunde, Helfer, 
Partner....) und die Erkenntnis, daß ein 
Aufbrechen der dahinterstehenden 
Strukturen - wenn überhaupt - zu- 
nächst nur unter Krüppeln möglich ist. 
Die Krüppelgruppen begannen dort mit 
der Reflexion, wo die herrschende Nor- 
malität und ihre Ideale bereits voll zuge- 
schlagen hatten: bei sich selbst. 


Die 'Volkshochschulkurse zur Bewälti- 
gung der Umwelt’ (der erste fand um 
1972 in Frankfurt statt und bekam 


schneli bundesweit Nachahmer) kriti- 
sierten die Strukturen des Systems, 
das Krüppel/Behinderte diskrimi- 
niert(e) und aussondert(e). Hier wurden 
nicht die gesellschaftlichen Normen 
und deren Anpassung gepredigt, son- 
dern stattdessen versucht eigene Maß- 
stäbe zu entwickeln, um das Änders- 
sein nicht länger als Manko zu sehen: 
ein erster Schritt zur Emanzipation von 
Krüppeln. 


Höhepunkte 


Genau zehn Jahre ist es nun her, da or- 
lebte die 'Bewegung’ so etwas wie ih- 
ren Höhepunkt: 1981, das internatio- 
nale UNO-Jahr der Behinderer’ bekam 
durch Krüppel- und Behinderteninitiati- 
ven, die Begleitmusik, die es verdiente. 
Während die versammelten \WVohltäter 
sich und ihre guten Taten zu Beginn 
des Jahres mit einer offiziellen Eröff- 
nungsveranstältung in der Dortmunder 
Westfalenhalle beglücken wollten, kam 
es zu einem Protestzug von Krüppeln 
und Nichtbehinderten, in dessen An- 
schluß die Haupt-Bühne besetzt wird 
und sich einige Krüppel festketten, Die 
anwesenden Politiker und Verein- 
smeier, so die Intention, sollten sich 
nicht ohne Gegenwehr auf die eigene 


Schulter klopfen dürfen. Weitere Aktio- 
nen folgten. So wurden auch lokale Er- 
öffnungsveranstaltungen in verschie- 
denen Städten der BRD gestört. 


Erinnern sei auch an die 'Krüppel- 
schläge', die Franz Christoph dem da- 
maligen Bundespräsidenten Garstens 
bei der Eröffnung der Rehabilitation- 
sausstellung REHA, Mitte 1981, mit der 
Krücke verpaßte. Gerade an dieser Ak- 
tion in Düsseldorf wurde deutlich, wie 
wenig der Widerstand von Krüppeln 
ernstgenommen wurde. Denn statt ei- 
ner Strafanzeige wegen Körperverlet- 
zung bekam Franz den Stempel des 
verwirrten, nicht ernstzunehmenden 
Behinderten aufgedrückt. 


Die bundesweiten Aktivitäten wurden 
geplant und organisiert von der 'Ak- 
tionsgruppe zur Verhinderung des 
UNO-Jahres’, in der sich VertreterInnen 
des gesamten emanzipatorischen 
Spektrums der westdeutschen Behin- 
dertenscene zusammenfanden (Krüp- 
peigruppen, Initiativen und VHS- 
Kurse). Sie wollten die Verlogenheit 
deutlichmachen, in der Politiker und In- 
itiatoren der Feierstunden agierten: 
wurde hier nämlich vordergründig noch 
das Loblied auf die Sozialpolitik und de- 
ren 'gute Taten’ gesungen, waren sie 
andererseits schon längst dabei, die eh 
schon miesen Lebensbedingungen 
von Krüppeln/Behinderten durch Ge- 
setze und finanzielle Einsparungen 
deutlich zu verschlechtern. So wurden, 
als ein Beispiel von vielen, schon in der 
Mitte des Jahres der Behinderten’ in 
Bremen und Hamburg die Fahrdienste 
für Behinderte radikal eingeschränkt. 
So wurde öffentlich gezeigt, was von 
den vollmundigen Reden der Politiker 
zu erwarten war, nämlich gar nichts. 


Krüppeltribunal 


Geplant wurde für den Abschluß des 
Jahres 1981 ein 'Krüppeltribunal', auf 
dem die alltäglichen 'Menschenrechts- 
verletzungen im Sozialstaat’ angepran- 
gert werden sollten. Jedoch waren die 
Widersprüche der verschiedenen Strö- 
mungen innerhalb der 'Bewegung' zu 
lange unter den Teppich gekehrt wor- 
den, sie brachen auf an der Frage, wel- 
che Rolle Nichtbehinderte in der Vorbe- 
reitungsgruppe haben durften. Thema- 
tislert hatten dies Mitglieder von Krüp- 
pelgruppen, die die Ansicht vertraten, 
daß die Erarbeitung eines Krüppel- 
standpunktes nur ohne Nichtbehin- 
derte machbar sei. Es kam zur Spal- 
tung der Vorbereitungsgruppe. Die 
Mehrheit derselben sprach sich für 
eine gemeinsame Arbeit von Behinder- 
ten und Nichtbehinderten aus. 


Trotz der zum Teil scharfen Auseinan- 
dersetzungen im Vorfeld (einige Krüp- 
pelaktivisten gingen mit einem Gegen- 
flugblatt unter dem Titel "Fälscher am 
Werk’ an die Öffentlichkeit) fand das Tri- 
bunal mit 400 bis 500 Krüppeln/Nicht- 
behinderten am 12. und 13. Dezember 
1981 in der Schalom-Gemeinde in Dort- 
mund statt. Menschenrechtsverletzun- 
gen in Heimen standen auf der Ankla- 
geliste, die tagtäglich erfahrbare Behör- 
denwillkür, der Ausschluß von öffentli- 
chen Verkehrsmitteln, die Diskriminie- 
rung behinderter Frauen, die 'Ausbeu- 
tung’ von Behinderten in Werkstätten, 
und, und, und. Menschenrechtsverlet- 
zungen also, die bis heute nichts an Ak- 
tualität verloren haben. 


FORUM heute 


Zehn Jahre später, Anfang April 1991: 
In Melsungen (in der Nähe von Kassel) 
treffen sich circa 30 Aktivistinnen des 
bundesweiten Zusammenschlusses 
der Krüppel- und Behinderteninitiati- 
ven, um gemeinsam ein Wochenende 
über zu arbeiten. Der Schwerpunkt 
liegt diesmal in der Vorbereitung des 
für Frühjahr 1992 geplanten bundes- 
weiten Krüppellnnentages. Dort sollen 
zu den drei derzeit aktuellsten Themen 
bundesdeutscher Behindertenpolitik 
(Eugenik/Euthanasie, Pflege/Assi- 
stenz und soziale Folgen der Wieder- 
vereinigung) Bestandsaufnahmen und 
Perspektiven des künftigen Widerstan- 
des gegen die herrschende Normalität 
diskutiert werden. In den Arbeitsgrup- 
pen werden die Inhalte der Schwer- 
punkte abgesteckt und beratschlagt, 
wie diese im Frühjahr 92 am besten zur 
Diskussion gestellt werden können. 


Das "Bundesweite FORUM der Krüp- 
pel- und Behinderteninitiativen' ging 
nach 1981 aus der ’Aktionsgruppe g6- 
gen das UNO-Jahr’ hervor und stellt bis 
heute einen der Fixpunkte emanzipato- 
rischer Behindertenpolitik in der Bun- 
desrepublik dar. Organisatorisch hat 
sich dieser Zusammenschluß als "auto- 
nomer Projektbereich’ der 'Arbeitsge- 
meinschaft sozialpolitischer Arbeits- 


KRÜPPEL- UND 
BEHINDERTEN" 
INITIATIVEN 


kreise', kurz: AG-SPAK mit Sitz in Mün- 
chen angegliedert. 


Doch lassen wir uns nicht täuschen, 
behindertenpolitische Initiativen ge- 
rade in den westdeutschen Ländern 
sind mehr und mehr auf dem Rückzug. 
Und wenn die einstigen und nur zum 
Teil noch heute quirligen Aktivistinnen 
versonnen an die ehemalige Stärke der 
'Bewegung', die Power und Aufbruch- 
stimmung von 'damals’ erinnern, klingt 
da schon eher wehmütiges Beklagen 
über den heutigen Zustand der '"Bewe- 
gung’ durch: vielleicht ist es eben doch 
nur zehnjährige, leicht angestaubte Ge- 
schichte? 


Der Zusammenschluß schafft es zwar 
immer noch - von Zeit zu Zeit - (durch- 
schnittlich einmal im Jahr) mit Aktionen 
an die Öffentlichkeit zu treten/rollen, 
doch kann er allein den aktuellen Be- 
drohungen wenig entgegensetzen. 
Nicht jammernd, eher ein Stück weit 
bedauernd, muß festgehalten werden, 
daß die Ansätze eines Krüppel- und Be- 
hindertenwiderstandes - trotz immer 
wieder gezeigter Aktivitäten - nicht grö- 
Ber und breiter, sondern zunehmend 
kleiner und blasser geworden sind. 
Zwar hat es die '"Bewegung' zum Teil 
geschafft, der herrschenden Normalität 
ihren Widerstand entgegenzusetzen. 
Doch befindet sie sich dennoch in der 
Krise: 


- Wie auf einer schiefen Ebene geraten 
derzeit die Themen ins Rutschen und 
scheinen übermächtig dieser kleinen 
Gruppe 'der übrig Gebliebenen’ gege- 
nüberzustehen. Diskussionen um Eu- 
thanasie/Sterbehilfe, Eugenik und Hu- 
mangenetik, Pflege, Sozialabbau etc. 
sowis die damit in Zusammenhang ste- 
henden Ereignisse (Kongresse, Emp- 
fehlungen, Gesetze ...) zwingen oft ge- 
nug, aus der Defensive heraus zu rea- 
gieren. 


- Es gibt faktisch kaum Gruppenzu- 
sammenhänge mehr, die - wie einst - 
den Zusammenschluß tragen. Und 
während der potentielle Nachwuchs - 
wie in vielen anderen politischen Zu- 


? 


die randschau - Schwerpunkt-Thema 


sammenhängen auch- auf sich warten 
läßt, werden die Älteren langsam müde. 
Die 'Omis’ und 'Opis’ der 'Bewegung', 
seit zum Teil zehn bis fünfzehn Jahren 
in Action, scheint es mehr und mehr 
nach - der wohlverdienten - Ruhe und 


Behaglichkeit zu drängen; der Rück- 
zug in die Privatheit wird langsam aber 
sicher angetreten. Was bleibt ist ein 
sich weiter verkleinernder Kreis von Ak- 
tivistinnen. 


- Hinzu kommen auch die oft scheinbar 
unüberbrückbaren Zwistigkeiten zwi- 
schen den 'Promis‘. Jahrelange Zu- 
sammenarbeit und Auseinanderset- 
zung lassen eben auch persönliche 
Aversionen wachsen. So können die 
'Aushängeschilder' der "Bewegung' 
sich zwar ab und an noch zu Aktionen 
zusammenraufen, doch gemeinsame 
Diskussionsprozesse finden zwischen 
diesen kaum noch statt. Dann wird 
schon eher den gegenseitigen Eifer- 
süchteleien gefrönt; zum Teil neidisch 
wird darauf geachtet wer, wann und 
was in Buch- oder Artikelform veröffent- 
licht und vor allem, wer was beim ande- 
ren abgeschrieben hat. 


- Aber auch die 'gemeinen’ Aktivistln- 
nen haben - so scheint es - ihre Pro- 
bleme mit den 'Promis’: werden diese 
auf der einen Seite doch gebraucht, um 
die Wichtigkeit der 'Bewegung' zu de- 
mönstrieren, wird auf der anderen Seite 
ihre 'Vorreiterstellung’ und ihr Fehlen in 
den Diskussionszusammenhängen 
scharf moniert, 


Dies sind sicher nur einige wenige 
mögliche Gründe, weshalb die relativ 
kleine '’Bewegung’ sich immer weniger 
"bewegt', 
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Natürlich bleibt es auch nicht aus, daß 
die Konzepte, die den Widerstand auf- 
rechterhalten sollen und nach denen 
verschiedentlich gesucht wurde, sich je 
nach Facon sehr unterscheiden. Deut- 
lich wird dies vor allem an der Frage der 
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Organisationsform, die immer wieder 
auf den bundesweiten 'Krüppeltreffen’ 
eine Rolle spielte. So forderten die ei- 
nen ein Mehr an Strukturierung: dies 
reichte über die Etablierung eines 


SprecherlInnenrates (der 'die’ Positio- 
nen des Zusammenschlusses, auch 
zwischen den Treffen, nach außen tra- 
gen sollte und so viel eher auf aktuelle 
Fragen/Themen reagieren könnte) bis 
zur Gründung eines Vereins, der An- 
stellung von Mitarbeiterinnen, etc. (die 
Entscheidungen vorbereiten und in der 
Öffentlichkeit präsent sein könnten). 
Diese Fraktion innerhalb des Forums, 
nennen wir sie "Erneuererfraktion‘, 
konnte sich nicht durchsetzen. Mehr- 
heitlich wurde immer wieder (der Versu- 
che gab es einige) das Konzept autono- 
mer Gruppen und Zusammenhänge fa- 
vorisiert, die sich auf den 'Krüppeltref- 
fen’ zusammenfinden und anstehende 
Fragen gemeinsam diskutieren und 
selbst entscheiden, in welchen Fällen 
sie zu Aktionen greifen. 


Das sicher zum "exklusiven Kreis’ der 
'Emanzipierten‘ gehörende FORUM, 
hätte, als Teil einer sich immer mehr 
professionalisierenden, vielleicht radi- 
kalisierenden und letztlich möglicher- 
weise aussterbenden Spezies, seinen 
Weg zum Widerstand eher unbeein- 
druckt weitergehen/-rollen können, 
würde es nicht im Osten Deutschlands 
ein neues Potential 'bewegter' Krüp- 
pel/Behinderte geben, die ganz andere 
Wege beschreiten. Die Frage stellt 
sich: Wie reagieren? Gibt es Gemein- 
samkeiten in der Unterschiedlichkeit? 
Und wie finden sie zusammen? 


Ost und West 
Eine Bewegung? 


Dem Vereinigungstaumel, dem die vor- 
mals zwei deutschen Staaten verfallen 
waren, folgt die verkaterte Erkenntnis, 
daß nicht alles Gold ist, was glänzt. Be- 
sonders deutlich bekommen dies zur 
Zeit behinderte Menschen in den „Fünf 
Neuen Ländern“ (FNL) zu spüren: Ent- 
lassungen von Behinderten aus ganz 
'normalen’ Betrieben sind an der Ta- 
gesordnung {es heißt, die finanziellen 
Mehrbelastungen sind von den Betrie- 
ben nicht mehr zu tragen), die Wohltä- 
terlnnen gründen in schneller Folge 
Sondereinrichtungen (Heime und 
Werkstätten sind in Planung und sollen 
realisiert werden), der Sozialabbau 
wird forciert (für Heil- und Hilfsmittel er- 
halten Behinderte in den FNL nur 60% 
der in Westdeutschland von den Kran- 
kenkassen gezahlten Beträge), die In- 


validenrente, die jedeR Behinderte (ab 
einem bestimmten Grad der Behinde- 
rung) erhielt, soll eingestampft werden 
und so weiter. 


Aber auch in Westdeutschland werden 
immer häufiger sozialpolitische 
Streichkonzerte mit dem Hinweis auf 
die miserable finanzielle Situation und 
den erhöhten finanziellen Belastungen 
der Alt- Bundesländer legitimiert. Am 
heftigsten zu spüren bekommen dies 
derzeit noch die Behinderten in West- 
Berlin, die sich in Zukunft, nach dem 
Willen des Senats, das ohnehin nicht 
reichlich gestreute Sozialstaatsange- 
bot mit den Behinderten aus dem Ost- 
Teil der Stadt teilen sollen. Dies bedeu- 
tet faktisch eine Halbierung zum Bei- 


spiel des Etats für das Telebussystem 
(Behindertenfahrdienst), um dessen 
Angebot (das eh immer viel zu niedrig 
war) sich demnächst die doppelt Zahl 
der Nutzungsberechtigten streiten 
werden. 


In dieser Situation gibt es derzeit kaum 
ein gemeinsames Vorgehen von behin- 
dertenpolitischen Initiativen aus Ost 
und West. 


Bewegung im Osten 


Der in den letzten Ausgaben des 'rand- 
schau’ gelobte "Allgemeine Behinder- 
tenverband - ABiD e.V! krankt zum ei- 
nen an den vielfältigen Angriffen seiner 
Gegnertnnen, die versuchen, ihn in der 
Öffentlichkeit als PDS-Gruppierung zu 
diffamieren. Allen voran fungieren der 
'REICHSBUND', der Bundesverband 
Selbsthilfe Körperbehinderter (BSK) 
und der "Verband der Kriegsopfer, Be- 
hinderten, Hinterbliebenen und Sozial- 
rentner e.V. (VdK)’ als Zwietrachtsäer; 
diese möchten den ABiD lieber heute 
als morgen aufgelöst sehen. Zum an- 
deren verfügt der ABiD, der erst vor ei- 
nem knappen Jahr von Behinderten 
aus den FNL aus dem Boden gestampft 
wurde, über strukturelle Defizite, die es 
ihm schwermachen, den Anspruch der 
Basisdemokratie auf allen Ebenen ein- 
zulösen, Zwar bildeten sich in schneller 
Folge in den neuen Bundesländern 
Orts-, Kreis-, Bezirks- und Landesver- 
bände, doch verfügt der Verband noch 
nicht über die entsprechenden Kommu- 
nikationsstrukturen, um einen echten 
Austausch zwischen den verschiede- 
nen Gliederungen tatsächlich entste- 
hen zu lassen. Zudem sind einige Glie- 
derungen noch sehr stark auf den '"Bun- 
desverband' fixiert und erwarten die 
Antworten auf die vielen ungelösten 
Fragen vom Präsidium des ABiD. Daß 
es nicht reicht, über ein Verbandspräsi- 
dium zu verfügen und zu erwarten, daß 
dieses die Lösungen für die zum Teil 
gravierenden Probleme vor Ort nun vor- 
gibt, sondern das es darauf ankommt, 
sich selbst zu bewegen, selbst Lösun- 
gen zu finden, erkennt die überwie- 
gende Mehrheit der Gliederungen be- 
reits. Doch fehlt es an Erfahrungen 
über juristische und sozialpolitische 
Möglichkeiten. Informationsdefizite an 
allen Orten: So fehlen die im Sozial- 
recht erfahrenen Juristinnen (denn da- 
mit ist ja kein Geld zu machen) ebenso 
wie die mit der übergestülpten Struktur 
des Verwaltungenwesers-West Ver- 
trauten. 


Hinzu kommen weitere ABiD-interne 
Specials, die sich auf dem anstehen- 
den Verbandstag (11. und 12. Mai in 
Berliri) als Problem erweisen könnten: 


Der ABIiD fungiert als Dachverband für 
eine Vielzahl von unterschiedlichsten 
Initiativen, Vereinigungen und Grup- 
pen, die in gleicher Weise ein großes 
Spektrum an Forderungen und Wün- 
schen repräsentieren. Dieser Band- 
breite an verschiedensten Forderungen 
wird der Verband nicht in gleicher 
Weise Rechnung tragen können; 
Schwerpunkte müssen gesetzt wer- 
den! Und da wird ss dann schwierig, 
wenn nicht gar unmöglich sein, ge- 
meinsame Nenner zwischen dem Roll- 
stuhlsportclub, der Initiative von Eltern 
geistig behinderter Menschen, der poli- 
tisch orientierten Gruppe und dem Frei- 
zeitverein (um nur einige zu nennen) 
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herzustellen. Zwar hat die Arbeits- 
gruppe 'Programmatik’ im ABiD einen 
Entwurf für ein zukünftiges Programm 
vorgelegt (in: Die Stütze, Nr. 7/91), in 
dem sich viele Forderungen der '’eman- 
zipatorischen Behindertenbewegung’ 
wiederfinden, doch wie der Verbands- 
tag darauf reagiert, bleibt abzuwarten, 


Zudem wird auf dem anstehenden Ver- 
bandstag auch der Posten des Präsi- 
denten neu zu besetzen sein. Es ist 
schon jetzt absehbar, daß, egal wie sich 
die Delegierten entscheiden werden, 
es immer irgendwie verkehrt sein wird. 
Werden sie Ilja Seifert, den derzeitigen 
Präsidenten des ABiD, in seinem Amt 
bestätigen, wird der Verband weiter den 
Angriffen, er sei eine PDS-Vereinigung, 
ausgesetzt sein. Für eine andere Wahl 
der Delegierten scheint die personelle 
Alternative zu fshlen. So muß der neue 
Präsident möglichst über Erfahrung 
und Profil verfügen um ein Auseinan- 


derdriften des Verbandes zu verhin- 
dern. Dieses Formäf besitzt anschei- 
nend bisher nur Ilja Seifert. Es ist ver- 
trackt, denn letztlich bleiben nur Spe- 
kulationen. Dies ist es denn auch, was 
eine Einschätzung des ABiD als Bünd- 
nispartner so schwierig macht. Aufklä- 
rung wird sicher der kurz bevorste- 
hende Verbandstag bringen. Hier soll 
denn auch, Gerüchten zufolge, Uwe 
Frehse aus München - wenn er von den 
Delegierten gewählt wird - einen Sitz 
im Verbandsvorstand des ABiD einneh- 
men; sicher auch als notwendiges Aus- 
hängeschild für die Unterstützung und 
Solidarität durch die westdeutsche 
Krüppel-Scene. 


Bewegung im Westen 


Doch findet sich auch auf westdeut- 
scher Seite derzeit kein adäquater Part- 
ner für gemeinsame behindertenpoliti- 
sche Initiativen im nunmehr vereinten 
Großdeutschland. Zwar haben bereits 
einige Gruppen, Initiativen (darunter 
auch das 'Bundesweite FORUM der 
Krüppel- und Behinderteninitiativen') 
und vor allem Einzelpersonen dem 
ABID gegenüber ihre Sympathie be- 
kundet und stellenweise gar ihre Mit- 
gliedschaft erklärt, doch ändert dies 
kaum etwas an der eher desolaten Si- 
tuation der Zusammenarbeit. Zwar gab 
es schon ziemlich schnell beiderseitige 
Einzelbesuche der Größen der jeweili- 
gen 'Scene’ in Ost und West, doch die 
daraus resultierenden gemeinsamen 
Initiativen nahmen sich bescheiden 
aus und blieben in den höheren Sphä- 
ren stecken. Was fehlt, sind Diskus- 
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siorısplattformen zwischen den Behin- 
dertenbewegungen Ost und West, wo 
ein gemeinsames Vorgehen von Krüp- 
peln/Behinderten breit diskutiert wer- 
den könnte. 50 fehlen den einen die In- 
formationen darüber, was tagtäglich in 
den FNL passiert, wie andersherum die 
Informationen darüber fehlen, was in 
Wessiland abgeht. Und während die 
Aktivistinnen in Ost und West noch 
nach Gemeinsamkeiten und Trennen- 
dem forschen, sind Sozialpolitikerln- 
nen aus Ost und West schon längst da- 
bei, behinderte Menschen in Groß- 
deutschland gegeneinander auszu- 
spielen. Denn sind sich die Sozial- 
cracks der verschiendenen Parteien 
auch sonst nicht grün, jetzt lauten ihre 


aus 
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Forderungen: Sparen, Sparen und 
nochmals Sparen! Das hierbei zualler- 
erst bei der Unterstützung für die ge- 
sellschaftlichen Gruppen gespart wird, 
von denen der geringste Widerstand zu 
erwarten ist, versteht sich fast von 
selbst. 


Neben den eingesparten Sozialleistun- 
gen wird im Osten Deutschlands jetzt 
erst einmal all das realisiert werden, ge- 
gen das Krüppel/Behinderte in den al- 
ten Bundesländern seit über zehn Jah- 
ren Sturm rollen: Eingerichtet werden 
Behindertenfahrdienste (weil an einen 
behindertengerschten öffentlichen Per- 
sonen-Nahverkehr im nächsten Jahr- 
zehnt ja überhaupt nicht zu denken 
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sei); Werkstätten für Behinderte werden 
realisiert werden (weil behinderte Men- 
schen ja irgendwo arbeiten müssen 
und sei es zu Hungerlöhnen); Heime 
werden gebaut werden (weil es sie in 
den FNL noch kaum gibt und Behin- 
derte was zu Wohnen brauchen); und 
so weiter, und so fort. Klar ist, die Situa- 
tion ist mies, doch sie scheint mit dieser 
Aussonderungs-Perspektive nicht bes- 
ser zu werden. 


Gemeinsames 
Handeln? 


Wann wird der Zeitpunkt erreicht sein, 
an dem die AktivistInnen aus Ost- und 
Westdeutschland gemeinsam begin- 
nen zu handeln? Wann machen sie öf- 
fentlich unüberhörbar deutlich, was sie 
von der jetzigen Situation halten? 
Wann sind sie bereit zu direkten Aktio- 
nen gegen Sozialabbau, gegen Aus- 
sonderung und eine behindertenfeind- 
liche Umwelt? 


Wie eine solche Zusammenarbeit aus- 
sehen kann, zeigen zur Zeit die Berliner 
Initiativen: Diese haben sich am 4. 
März zum 1. 'Gesamtberliner Behinder- 
tenplenum!' getroffen und forderten die 
sachkundige und nachdrückliche Ver- 
tretung der Interessen behinderter 
Menschen auf parlamentarischer 
Ebene. So wurde ein Parlamentsaus- 
schuß für Behindertenpolitik gefordert, 
in dem künftig alle Berliner Behinderte- 
norganisationen und -initiativen vertre- 
ten sein sollen. Aber die Zusammenar- 
beit, vor allem zwischen dem Berliner 
Spontanzusammenschluß "Mobilität für 
Behinderte’ und dem 'Berliner Behin- 
dertenverband e.V!’ klappt schon län- 
ger. Schon frühzeitig haben sie ge- 
meinsame Diskussionen geführt und 
sich bei der Durchführung von Aktio- 
nen gegenseitig unterstützt. 


Vielleicht wäre eine solche Form der 
Zusammenarbeit auch zukünftig eine 
Perspektive für die emanzipatorische 
Ost-/West-Behindertenbewegung? 


Krüppellnnentag 
1992 als Chance?! 


Trotz allem Pessimismus, den ich hege, 
wenn die Sprache auf die mögliche Zu- 
kunft einer gesamtdeutschen ’Behin- 
dertenbewegung' kommt, denke ich, 
sind Perspektiven vorhanden. Eine sol- 
che stellt für mich der für Frühjahr 1992 
vom 'Bundesweiten FORUM der Krüp- 
pel- und Behinderteninitiativen’ ge- 
plante 'Krüppellnnentag’ dar. Hier wäre 
es zumindest denkbar, daß Krüppel/ 
Behinderte aus Ost und West zusam- 
menkommen und eine gemeinsame 
Bestandsaufnahme der drei zentralen 
Themen, nämlich Pflege/Assistenz, 
Eugenik/Euthanasie und den sozialen 
Folgen der Wiedervereinigung, versu- 
chen. Nicht nur das, auch wäre denk- 
bar, über den jeweiligen Tellerrand der 
Ost- wie West-Scene hinauszublicken, 
um gemeinsame Perspektiven und Fix- 
punkte des Widerstandes sowie der 
Realisierung von Alternativen zu ent- 
wickeln. 


Diese Chance ist, so denke ich, einma- 
lig,. Erstmals könnte eine größere 
Gruppe von Krüppeln/Behinderten aus 
Ost- wie Westdeutschland über Ge- 
meinsamkeiten und Trennendes disku- 


tieren und ihr weiteres Vorgehen koor- 
dinieren. 


Natürlich stecken wir gerade jetzt in ei- 
ner Situation, in der dies schon alles 
hätte vorgestern geschehen müssen, 
gerade angesichts der sich immer wei- 
ter zuspitzenden Bedingungen und der 
massiven Gefahr, gegeneinander aus- 
gespielt zu werden. Doch kommen wir 
mit dem Jammern über vertane Chan- 
cen kaum weiter. So kann nicht gerade 
jetzt die Frage nach der richtigen Orga- 
nisationsform zum alles entscheidenen 
Punkt gemacht werden, ob die Antwort 
nun "autonome Gruppen’ oder 'Behin- 
dertenverband’ heißt. Es gibt hierbei - 
wie überall - keine letzten Wahrheiten. 
Wichtig ist, daß ein grundsätzliches In- 
Frage-stellen des einen wie des ande- 
ren möglich sein muß, ohne daß dabei 
Verbundenes über Bord geworfen wird. 
Trennendes sollte formuliert werden, 
ohne es in einer übertünchenden 
'Friede-Freude-Eierkuchen’-Manier 

von Tisch zu wischen und zu meinen, 
wir hätten ab heute die gleichen Ziele. 
Während im Westen der Republik Krüp- 
pel/Behinderte die Abschaffung von 
Sondereinrichtungen und Heimen for- 
dern, sind ein Großteil von Krüppeln/ 


Behinderten im Osten derselben für 
diese Forderung nicht zu haben, Span- 
nend wird sein, wie wir damit umgehen. 
Verlangen wir von heute auf morgen 
Entwicklungsschritte von Krüppeln in 
den FNL, für die die westdeutsche 'Be- 
wegung' Jahre gebraucht hat (und die 
sicher - um die aufkommende Über- 
heblichkeit etwas zurückzuschraubenn 
- noch nicht abgeschlossen ist!)? 

Eine echte Perspektive wird der Krüp- 
pellnnentag erst dann darstellen, wenn 
es gelingt Krüppel/Behinderte aus den 
FNL in die Vorbereitung und Durtchfüh- 
rung mit einzubeziehen. So kann und 
wird der Krüppellnnentag nicht einfach 
nur eine Kopie des 1981 veranstalteten 
KRUPPELTRIBUNA iS sein. Es wird 
nicht reichen,ausschließlich die Verant- 
wortlichen aufgrund ihrer falschen Poli- 
tik anzuklagen, sondern hier müssen 
gemeinsame Ziele formuliert, Perspek- 
tiven gesucht und über Wege für deren 
Durchsetzung gestritten werden. Ver- 
passen wir diesen Zug, verpassen wir 
auch eine - meines erachtens - einma- 
lige Chance, zu einer gemeinsamen 
Krüppel/Behindertenpolitik in Ost und 
West zu kommen! 

Was wir brauchen, sind bitterböse, for- 
dernde Krüppel und Behinderte im 
Osten wie im Westen Deutschlands! 


Jörg Fretter 


KRÜPPELTREFFEN 


Die nächsten Treffen des „Bundes- 
weiten Forum der Krüppel- und Be- 
hinderteninitiativen“ als Vorberei- 
tung für den im Frühjahr 1992 ge- 
planten Krüppellnnentag, finden al- 
lesamt in der Jugendherberge 
Melsungen (Nordhessen) statt: 
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7. - 9, Juni 1991 
Soziale Auswirkungen der doitschen 
Vereinigung 


6. - 8. September 1991 
Pflegenotstand im Behindertenbe- 
reich 


27. - 19. September 1991 
Situation behinderter Frauen 


Ein Hungerstreik ist ein Hungerstreik - 
ist kein Hungerstreik ! 


Schon in einer der letzten Ausgaben 
der 'randschau' berichteten wir im Ma- 
gazin kurz über den 'Hungerstreik‘, in 
den Matthias Kusche aus Wilgartswie- 
sen mit einer ganzen Reihe von Forde- 
rungen getreten war. Diese Aktion 
wurde damals von ihm sehr schnell 
wieder abgebrochen, da das Presse- 
echo und die Vorbereitung derselben 
ziemlich schlecht gelaufen waren. O.K., 
dachte die 'randschau'-Redaktion, ei- 
nen Artikel darüber können wir noch et- 
was hinausschieben, wenn uns nicht 
gar ganz sparen. Doch weit gefehlt. Im 
März dieses Jahres schieit die Redak- 
tion wieder Post, wieder von Michael 
Kusche und wieder ging es um einen 


"Hungerstreik. Matthias Kusche for- 
derte unsere Solidarität, und so fing ich 
an, mir ernsthafte Gedanken zu ma- 
chen: Ein 'Hungerstreik’ ist ein politi- 
sches Kampfmittel, so sah ich das zu- 
mindest bislang, Es wird in der Regel 
von Gruppen genutzt, um politische 
und existentielle Forderungen massiv 
an die Öffentlichkeit zu tragen und da- 
durch konkrete Veränderungen herbei- 
zuführen, Mit diesen Vorüberlegungen 
ging ich daran, mir die Forderungen 
von Matthias Kusche genauer anzu- 
sehen: 


So fordert Matthias u.a. die „politische 
Vertretung von Minderheitengruppen in 


Bundes-, Landes und Kommunalparla- 
menten durch entsprechend qualifi- 
zierte Vertreter aus diesen Gruppen“. 
Das hört sich zunächst ganz gut an, 
wird aber getrübt, wenn mensch weiß, 
das M. Kusche versuchte, über die Lan- 
desliste der SPD in Rheinland-Pfalz 
1987 in den Deutschen Bundestag zu 
kommen und nur aufeinen der hinteren 
Listenplätze gelangte. Und meint er 
vielleicht mit „qualifiziert“ nur sich 
selbst? Diese Frage stellt sich auch an- 
hand der zweiten Forderung, in der es 
um die „Sicherstellung von Assistenz 
und Pflege“ geht. Hier gibt er im we- 
sentlichen eine Position wieder die 
auch innerhalb der 'Bewegung' so oder 
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ähnlich diskutiert wird: „Der Beruf des 
Assistenten, der durch den Betroffenen 
geschuft wird, muß anerkannt und 
durch die Kostenträger tarifrechtlich 
adäquat entiohnt werden ...‘. Er fordert 
die Einrichtung von Arbeitskreisen, „in 
denen Betroffene selbst ihre Forderun- 
gen artikulieren können“, stellt sich 
selbst für „ein erstes Gespräch ... dem 
verantwörtlichen Bundesarbeits- und 
-sozialminister zur Verfügung“ und er- 
wartet dessen „Terminvorschläge“. Nun 
ja, so denke ich, an Selbstbewußtsein 
mangelt es ihm jedenfalls nicht, und so 
mag es ja auch sein, daß seine „Erfah- 
rung als Betroffener und jahrelanger 
Dienststellenleiter“ ihn in diesem Ge- 
spräch durchaus nützlich sein können. 
Doch erfahre ich nichts darüber, aus 
welchen politischen Zusammenhän- 
gen M. Kusche denn nun kommt und in 
welchem Kontext diese Forderung zu 
sehen ist. Das positive Denken in mir 
siegt und übertüncht damit zunächst 
das Gefühl, daß Kusche auch hier nur 
sich selbst meint. Mein positiver Ein- 
druck ist jedoch nicht von langer 
Dauer: Im dritten Punkt fordert er die 
„Sicherstellung unabhängiger Rehabi- 
litationsberatung“, - Matthias Kusche 
ist, wie er sich selbst gerne bezeichnet, 
„Rehabilitationsberater“ Will mensch 
ihm danach noch gut, kann die vierte 
Forderung allerdings als 'politische' 
durchgehen: In ihr fordert er eine „No- 
vellierung des Bundessozialhilfegeset- 
zes (BSHG) in Bezug auf Unfaliopfer“. 
Den für die meisten BSHG-Leistungen 
geltenden Grundsatz, daß diese nur 
unter Berücksichtigung von Einkom- 
men und Vermögen der Betroffenen ge- 
währt werden, will er für Unfallopfer, 
wenn eine Haftung dem Grunde nach 
durch Haftpflichtversicherungen oder 
Einzelpersonen vorliegt, abgeschafft 
wissen. Außerdem fordert er die Beteili- 
gung der Betroffenen als Sachverstän- 
dige bei der Formulierung dieser Er- 
gänzung. Auch hier ist Matthias Kusche 
der Maßstab der Dinge: Er ist - nach ei- 
genen Angaben - bereits dreimal Opfer 
eines Unfalls geworden und stellt diese 


Forderung anscheinend aus diesem 
Hintergrund. 


Bereits bis hierhin, so scheints, ging es 
in erster Linie um Forderungen, die 
weitgehend Matthias Kusche selbst be- 
treffen. Natürlich könnte auch hier ein 
’Hungerstreik' ein adäquates Mittel 
sein, doch erst jetztkommen die eigent- 
lichen Punkte, die er mit „Forderungen 
in meinem Fall“ überschrieben hat: 


Money makes the world 
go round 


Hier geht es dann um Geld, sehr viel 
Geld. So fordert er in den sechs 
Punkten 

® die Auszahlung eines Berufsentgelt- 
ausfalles durch die Versicherung Victo- 
ria für den Zeitraum 11/1988 bis 9/1989 
(52.800 DM), 

® die sofortige Auszahlung des 
Berufsentgeltsausfalls für den Zeitraum 
11. 89 bis auf weiteres durch die Got- 
haer Versicherung (bisher 152.000 DM) 
und beide Male auch die Übernahme 
der vermehrten Kosten für Pflege und 
Assistenz. 

® Er fordert in diesem Zusammen- 
hang unverzügliche Vergleichsgesprä- 
che mit autorisierten Mitgliedern der 
Geschäftsleitungen beider Versiche- 
rungen über die Höhe des Schmer- 
zensgeldes und die Zusage, daß die 
Absicherung des Verdienstausfalls und 
die Übernahme der Kosten der Pflege 
für die Zukunft ebenfalls zugesichert 
werden. Darüberhinaus fordert er die 
Gewährung eines Verletztengeides, die 
Festsetzung einer Verletztenrente, so- 
wie die Übernahme der Pflegekosten 
als Vorleistungsträgerin - für den Zeit- 
raum 1989 bis heute - durch die „Be- 
rufsgenossenschaft Verwaltung". 


So weit, so gut. Zu den nächsten bei- 
den Punkten gehört eine kleine Vorge- 
schichte, die mir Vorstandsmitglieder 


... auf den Rund schuuen 
... vom Rand schauen 


aus ihrer Sicht bei einem Interviewter- 
min in Frankfurt erzählt haben: 


Matthias Kusche hat als eines von acht 
Mitgliedern 1980 den „Interessenver- 
band für Untallgeschädigte und Sozial- 
leistungsempfänger“ oder kurz „ifus 
e.V.“ mitbegründet. Treibende Kraft bei 
dem Aufbau des "ambulanten Dien- 
stes’, sowie der angeschlossenen ’un- 
abhängigen Rehabilitationsberatung’ 
damals: Matthias Kusche. Er wird zum 
1. Vorsitzenden des Verbandes und 
gleichzeitig, eins - gelinde ausge- 
drückt - zumindest ungewöhnliche 
Konstellation, zum Geschäftsführer 
desselben. Hochdbtiert, mit dem Ge- 
halt eines Regierungsdirektors (I b 
BAT), soll er die Geschäfte des Verban- 
des führen. Die notwendige Assistenz 
von Matthias, wird von Zivildienstlei- 
stenden des Vereins erbracht, die 
Übernahme der Kosten hierfür will er 
bei der 'Berufsgenossenschaft Ge- 
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege’ 
beantragen, was auch tatsächlich ge- 
schieht. Diese erklärt sich bereit, zwei 
Drittel der anfallenden Kosten zu finan- 
zieren (etwa 9.000,- DM monatlich} und 
überweist, nachdem Matthias Kusche 
fingierte und vom Vorstand nicht abge- 
segnete Abrechnungen (über circa 
4500,- DM) auf ifus-Briefbögen vorlegt 
(die beweisen sollen, daß das Geld an 
ifus gezahlt worden sei), die Kostenbe- 
teiligung auf sein Konto. Beim Verein 
kam hierfür niemals Geld an. Über 
Jahre hinweg schlucken die restlichen 
Vorstandsmitglieder Matthias Ge- 
schichte und seine Behauptung, daß 
Verfahren mit der Berufsgenossen- 
schaft verzögere sich, und es sei noch 
zu keiner Entscheidung der Berufsge- 
nossenschaft gekommen. 


Ende ’87, Anfang 1988 werden zwei der 
Vorstandsmitglieder (der Dritte ist M. 
Kusche) dann doch hellhörig, als Fälle 
von miesen Geschäftspraktiken ver- 
schiedener caricativer Institutionen an 
die Öffentlichkeit dringen. Mit Recht, 
wie sich bei einer Innenrevision heraus- 


... über den Rand schauen 
dierandschau abonnieren 
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steilt: Der Verein steht bei seiner Haus- 
bank mit 160.000,- DM in der Kreide. Er- 
klären lassen sich die hohen Außen- 
stände zum einen durch die eher laxe 
Zahlungsmoral der verschiedenen Ko- 
stenträger, zum anderen - wie sich ei- 
nem Protokoll der Vorstandssitzung 
vom 21. 7. 1988 entnehmen läßt - aber 
auch durch die lockere Geschäftsfüh- 
rung von Matthias Kusche. So kann 
„der Verbleib von 34, auf den Verein 
ausgestellte Schecks seit 1986“ nicht 
geklärt werden. Seit gut 5 Jahren gibt 
es keine Rechenschaftsberichte durch 
den Geschäftsführer mehr, Mitgliede- 
finnenversammlungen werden immer 
wieder verschoben, die Protokolle der 
Vorstandssitzungen liegen kaum voll- 
ständig vor, Der Protokollant formuliert 
vorsichtig: „die Vervollständigung ... 
(sei} äußerst mangelhaft gewesen“. Um 
die desotate Finanzsituation des Ver- 
eins in den Griff zu bekommen, werden 
Matthias Kusche Auflagen gemacht: 
künftig muß er Dienstreisen, die er bis- 
her nach eigenem Ermessen durchfüh- 
ren konnte, zuvor durch die restlichen 
Vorstandsmitglieder genehmigen las- 
sen. Sein Gehalt soll auf BAT III zurück- 
geschraubt, ein von ihm angestellter 
Jurist entlassen werden. Auch seine 
immer noch ausstehenden Assistenz- 
kosten sollen „reguliert“ werden und 
schlußendlich soll die - von M. Kusche 
betriebene - Rehabilitationsberatung 
(vor allem wegen der damit in Verbin- 
dung stehenden immensen Fahrt- und 
Telefonkosten) keine neuen Fälle mehr 
aufnehmen. Doch es hilft alles nichts, 
Matthias Kusche ist nicht besonders 
kooperativ. Gegen Ende 1988 trennt 
sich der Verein von ihm. Jetzt rollt die 
Welle der Verfahren an, die in den fol- 
genden Jahren immer wieder die Ge- 
richte beschäftigen. 


So kommt es u.a. zu einem Verfahren 
zu folgenden Punkten: 


1. Die immer noch ausstehenden Assi- 
stenzzahlungen an ifus e.V. (und der 
damit verbundene "Sozialleistungsbe- 
trug’ an der Berufsgenossenschaft), 2. 
ein dubiöser Abschluß einer Gruppen- 
versicherung der durch Kusche getätigt 
wurde, sowie 3. Kosten für einen 
Rechtsanwalt, der M. Kusche in einem 
Prozed gegen den Gerling-Versiche- 
rungs-Konzern vertrat und dessen 
Rechnung - ohne das Wissen des Vor- 
standes - über ifus abgewickelt wurde. 
Der Kadi entscheidet: Zehn Monate auf 
Bewährung für Matthias Kusche. 


Der/die geneigte Lesern mag sich fra- 
gen, was diese Geschichte für eine Be- 
deutung in einem "Hungerstreik’ hat? 
Genau das fragte ich mich auch. In 
dem von Matthias Kusche vorgelegten 
Forderungskatalog findet sich nämlich 
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ein Punkt, in dem die 'Berufsgenossen- 
schaft Gesundheitsdienst und Wohl- 
fahrtspflege' aufgefordert wird, ihre 
Restriktionen’ gegen Kusche zurück- 
zunehmen. Diese hatte - nachdem die 
dubiosen Geschäftspraktiken des ehe- 
maligen Geschäftsführers bekannt wur- 
den - die Kosten für Reisen von Kusche 
nur noch übernommen, wenn diese Ak- 
tivitäten zuvor angemeldet, genehmigt 
und von anderen -Beteiligten bestätigt 
wurden. 


Eine letzte Forderung Kusches behan- 
delt u.a. auch den zuvor genannten 
Rechtsstreit mit seinem früheren Ar- 
beitgeber ifus e.V.. Hierin wird der Ver- 
ein aufgefordert, vor dem von Kusche 
angestrengten Revisionsverfahren am 
16.4.91 einem „akzeptablen Vergleich“ 
zuzustimmen. Außerdem soll ifus auf 
eine weitere Strafverfolgung gänzlich 
verzichten. 


Wohlgemerkt, es kann hier nicht darum 
gehen, die dreckige Wäsche des frühe- 


ren Interessenverbandes zu waschen, 
der sich aufgrund der verschiedenen 
Streitigkeiten heute übrigens 'Verein 
zur Integration Behinderter’ nennt. 
Dies haben einzig und allein Staatsan- 
waltschaft und Gerichte sowie die Be- 
troffenen zu klären. Es geht an dieser 
Stelle nicht darum, einer von beiden 
Seiten, M.K, oder ifus, Recht zu geben. 
Auch die fast grenzenlos scheinende 
Naivität des ifus-Vorstandes, die Ku- 
sche jahrelang gewähren ließen, kann 
hier nicht zur Diskussion stehen. Um 
was es hier jedoch sehr wohl gehen 
muß, ist die Dreistigkeit, mit der Mat- 
thias Kusche die Unterstützung und So- 
lidarität der "emanzipatorischen Behin- 
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dertenbewegung'’ und dieser Zeitschrift 
bezüglich seiner Aktion und der aufge- 
stellten Forderungen anmahnt. Und 
hier ist denn auch das Ende der Fah- 
nenstange erreicht: Ich-bezogene For- 
derungen, die Verdrehung von Tatsa- 
chen und das faktische Eingreifen in 
ein schwebendes - von ihm ange- 
strengtes - Revisionsverfahren (das er 
übrigens am 16. April in Zweibrücken 
verloren hat), ergeben eine Mischung, 
die zu unterstützen ich nicht bereit bin. 
Hinzu kommt unter anderem, daß ich 
ernsthafte Zweifel hege, ob diese Ak- 
tion über einen Zeitraum von 40 Tagen, 
wie sein Freund Jürg Zenger aus der 
Schweiz mir gegenüber am Telefon er- 
klärte, tatsächlich stattfand: Hierfür gibt 
es bislang keinen Beleg. Auch weitere 
Informationen und Fotos, um die ich te- 


lefonisch nachsuchte, erreichten die 
Redaktion bis heute nicht. Schlußend- 
lich halte ich das Mittel des 'Hunger- 
streiks’ in diesem Fall für eindeutig 
überzogen; es ist und bleibt für mich 
ein politisches (I) Kampfmittel und nicht 
eines zur Durchsetzung von finanziel- 
len Einzelforderungen (frisiert mit be- 
hindertenpolitischen Aspekten). Zu- 
dem verhöhnt es all diejenigen, die mit 
(über-Jlebenswichtigen Forderungen 
durch solche Aktionen an die Öffent- 
lichkeit treten wollen und höhlt dieses 
Mittel letztlich aus. 


Jörg Fretter 
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Hungerstreik in Österreich 


Am 13. November 1990 traten fünf 
österreichische AktivistInnen des „Fo- 
rums der Behinderten- und Krüppelini- 
tiativen“ in Wien in einen unbefristeten 
Hungerstreik. Sie hatten es satt, sich 
durch die vollmundigen Erklärungen 
von PolitikerInnen - gleich welcher Co- 
leur - abspeisen zu lassen. Das Forum 
forderte die Schaffung eines bedarfs- 
deckenden Pflegegeldes, daß durch 
eine bundeseinheitliche Pflegeversi- 
cherung abgedeckt würde. Darüberhin- 
aus traten sie für die Abschaffung aller 
Groß-Pflegeheime. Ähnliches fordern 
die Aktivistinnen in der BRD ja auch 
schon seit Jahren. Der Zeitpunkt, so 
schien es, war gut gewählt; die Koali- 


tionsgespräche zwischen den Regie- 
rungsparteien waren in vollem Gange. 
So sollte der Soztalistische Partei 
Österreichs (SPÖ) und der Österreichi- 
sche Volkspartei (ÖVP) Dampf ge- 
machtt werden, die Forderungen end- 
lich auf den Weg zu bringen. 


Ganze 10 Tage hielten die AktivistInnen 
durch. Am 23. November setzten sie ih- 
ren Hungerstreik aus, „um weiter poli- 
tisch handlungsfähig zu bleiben.“ 


Die Forderungen der Hungerstreiken- 
den wurden durch eine breite Medien- 
öffentlichkeit unterstützt. Trotzdem ge- 
lang es nicht die politisch Verantwortli- 
chen zu konkreten Aussagen zu zwin- 


gen, und das obwohl die Aktion in der 
Säulenhalle des österreichischen Par- 
laments stattfand (quasi vo der Nase 
der Abgeordneten). Das Forum hat wei- 
tere Aktionen angekündigt. 


Zur Dokumentation dieses Hunger- 
streiks haben wir einen Artikel von Man- 
fred Srb aus der österreichischen Krüp- 
pei-/Behindertenzeitschrift LOS {Nr. 31, 
April 1991, 9. Jg} übernommen, den 
uns die Redaktion freuiindlicherweise 
zur Verfügung stellte. Der Autor Man- 
fred Srb, sitzt für die GRÜNEN im öster- 
reichischen Parlament und gehört der 
Gruppe an, die den Hungerstreik orga- 
nisierte und durchführte. 


Hungern für Menschenrechte 


Das war wohl die politisch bedeutsam- 
ste Aktion der österreichischen Behin- 
dertenbewegung seit der Blockade der 
Eingänge zur Eröffnungsveranstaltung 
der Wiener Hofburg zum Auftakt des 
Jahres der Behinderten 1981. 


Bedeutsam vor allem auch deshalb, 
weil in der Öffentlichkeit deutlich sicht- 
bar wurde, daß sich behinderte Men- 
schen endlich wehren, Eine Bevölke- 
rungsgruppe, von der man in der Regel 
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politisches Wohlverhalten, Unauffällig- 
keit und vor allem Dankbarkeit erwar- 
ten darf. 


Und jetzt das! Es war aber auch wirk- 
lich zu peinlich für die Ankündigungs- 
prediger der Koalition (aus SPÖ und 
OVP): gehen doch glatt ein paar Betrof- 
fene her und sagen das, was kritische 
behinderte Menschen bereits seit Jah- 
ren sagen und fordern, in einer so ein- 


Emblem der 
österreichischen 
Behindertenzeitschrift 
„LOS“ 


drucksvollen und ausdrucksvollen Art, 
daßß es in allen Wohnzimmern Öster- 
reichs zu sehen, zu hören und zu lesen 
war. 

Ist denn das überhaupt erlaubt, lautet 
die unausgesprochene Frage der öster- 
reichischen Verhinderermafia und in ih- 
ren Gesichtern war sehr deutlich zu le- 
sen, wie peinlich ihnen unsere Aktion 
war und wie ungelegen sie ihnen kam. 
Rollen da einige ganz einfach her und 
stören die SPVP-behindertensprecher 
und ihre Parteifreunde in ihrer be- 
schaulichen Sonntagsredenstimmung. 


Wir waren endlich einmal in der Öffen- 
sive - die anderen verlegten sich aufs 
Wadelbeißen, Denunzieren, Verleum- 
den und Beschwichtigen - der Unter- 
griff hatte Saison, die Beschwichti- 
gungshofräte in voller Fahrt. Einmal 
mehr wurde bewußt: MÜNDIGE BÜR- 
GER UNERWÜNSCHT! 


Sind wir für die doch wesentlich pflege- 
leichter, wenn wir in Pflegeheimen auf 
der grünen Wiese endgelagert werden. 
So viele Presseaussendungen der Koa- 
lition zu unserem Thema gab es noch 
nie, die Ankündigungsmaschinerie lief 
auf Hochtouren, 

Besuche von diversen Politikerkollegen 
gabs auch einige - das Interesse hielt 
sich aber durchaus in Grenzen. Am 
längsten durch Abwesenheit glänzten 


jene, die es am meisten anging: der So- 
zialminister sowie die Behindertenspre- 
cher der Regierungsparteien. Sie er- 
schienen am 9. (SPÖ) bzw. am 8. (OVP) 
Tag. Dafür hat die angeblich so uner- 
müdliche zum Wohle der Behinderten 
tätige Behindertensprecherin der Frei- 
heitlichen Partei (FPÖ) nicht eine ein- 
zige Minute ihrer kostbarenb Zeit er- 
übrigen können. Ihre nicht für diesen 
Bereich zuständigen Parteikolleginnen 
waren dafür nicht so schwer beschäftigt 
gewesen und gekommen. 

Dafür erhielten wir von der FPÖ-Behin- 
dertensprecherin via Medien gute Rät- 
schläge, wann wir unseren Hunger- 
streik machen hötten sollen: in den letz- 
ten vier Jahren nämlich, weil ja jetzt oh- 
nehin bereits alles unter Dach und Fach 
sei. Und ihre Parteikollegin, die 3. Par- 
lamentspräsidentin deckte uns eben- 
falls mit Hilfe der Medien mit guten Rat- 
schlägen ein: Ein Hungerstreik wäre in 
ihren Augen kein adäquates Mittel zur 
Durchsetzung von Forderungen; aber 
ansonsten stehe sie den Anliegen der 
Behinderten aufgeschlossen gegen- 
über. Natürlich so aufgeschlossen, daß 
auch sie keine Zeit für einen Besuch 
bei uns gefunden hat. 


Der erste Abgeordnete, der uns be- 
sucht hat, war übrigens einer, der das 
Abhängigsein von fremder Hilfe aus 
persönlicher Erfahrung in seiner Fami- 
lie gekannt hat. Und: je größer die Par- 
tei war, desto weniger politisch Verant- 
wortliche ließen sich blicken. 

Das Medienecho war - wie das bei 
spektakulären Aktionen üblich ist - ex- 
trem groß, vielfältig und - dank unserer 
Ausdauer - auch langanhaltend. Das 
Engagement der einzelnen Medien war 
auch z.T. recht uneinheitlich. Diesmal 
war der ORF {der österreichische 
Staatsfunk) von Beginn an und kontinu- 
ierlich dabei. Das gleiche gilt auch für 
viele Printmedien. Allerdings gab es 
auch einige, die unsere Aktion und da- 
mit unsere Forderungen beharrlich tot- 
schwiegen und dabei tat sich eine inter- 
essante Koalition der Vertuscher und 
Ignorierer auf, unter der sich der FÄL- 
TER, die KRONE und die Furche be- 
fand (allesamt Tages- o. Wochenzeitun- 
gen), und wer hätte das gedacht, im Be- 
hindertenbereich auch so alteingesse- 
sene Zeitschriften wie HANDIKAP. 


Wie sich überhaupt die Reaktionen der 
Behindertenvereine eher in Grenzen 
hielten - in äußerst engen Grenzen, 
War es nur die gewohnte Enge gewe- 
sen, oder war es ein gewisser Neid auf 
die Aktiven, die „Erfolgreichen“, wo 
doch für so etwas eigentlich die Vereine 
zuständig sind? Oder war es der stets 
perfekt funktionierende vorauseilende 
Gehorsam den Mächtigen gegenüber, 


N ‘ „ar R: 
derben will, weil man dann das Versie- 
gen der Subventionen sowie der Politi- 


kerbesuche bei den Weihnachtsfeiern 
befürchtet? 


Allerdings haben wir uns auch sehr 
über die klaren Solidaritätsadressen ei- 
niger Behindertenorganisationen so- 
wie über die Besuche ihrer Funktionäre 
gefreut. Das hat uns, neben den vielen 
anderen Solidaritästelegrammen, An- 
rufen und Besuchen ganz starken Auf- 
trieb gegeben und uns erst in die Lage 
versetzt, so lange durchzuhalten. Und 
ganz besonders halfen dabei Freundin- 
nen und Freunde, die selbst schwer be- 
hindert, aus den Bundeslämdern zu 
uns gekommen sind, um uns zu besu- 
chen und somit ein Stück weit mit uns 
solidarisch zu sein oder gar, wie im 
Falle einer Freundin aus Öberöster- 
reich, mit uns einige Tage zu hungern 
um dann zu Hause wieder an die Are- 
beit zu gehen und dort den Hunger- 
streik fortzusetzen., Oder jene Frau, die 
mir am Telefon erklärte, sie könne leider 
aufgrund ihrer schlechten Verfassung 
nicht zu uns kommen und mit uns hun- 
gern, die dies aber in ihrer Wohnung 
machte. Gefreut haben wir uns aber 
auch über jene netten Menschen, die 
ganz einfach zu uns kamen und ihre 
Dienste anboten. 


Das reinste Kontrastprogramm dazu 
war der Club 2 (eine im österreichi- 
schen Fernsehen zweimal wöchentlich 
ausgesendete Talkschow) gewesen. 
Hier tummelten sich dank der ge- 
schickten Regie der Unterläufer des 
Regierungsfunks eine Unmenge von 
Politikerns und Funktionären, die sich 
durch ihre Unverschämtheit und ihre 
brutale Ellenbogentechnik in Szene zu 
setzen wußten und einmal mehr uns 


mit denen man es sich doch nicht ver- 


Nachdruck 
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Betroffenen sagen zu müssen glaub- 
ten, wo es langgeht. Und die in einer 
unglaublich penetranten Art über die 
einzige anwesende Teilnehmerin am 
Hungerstreik, die bereits an diesem 9. 
Tag des Hungerns und vom permanen- 
ten Stress gezeichnet war, brutal drü- 
berfuhren. Nach Art des Hauses. Oder 
die, wie eine anwesende Funktionärin, 
hergingen und eine am gleiche Tag von 
der Rathauskorrespondenz herausge- 
gebene Jubelmeldung der Wiener SPÖ 
fast wortwörtlich vom Blatt las. Ich frage 
mich, für wie dumm halten uns diese 
Funktionärstypen eigentlich uns Be- 
hinbderte sowie viele andere? 
Die für die Jubelmeldung verantwortli- 
che SPÖ hat übrigens in der Zwischen- 
zeit heimlich, still und leise aufgerüstet: 
zum Kampf gegen die behinderten 
Menschen, Waren sich vor 10 Jahren 
im Jahr der Behinderten bereits alle ei- 
nigermaßen vernünftigen Menschen 
darüber einig, daß man Behinderten 
keine Almosen schenken soll, so ist 
dies neuerdings wieder üblich: Die 
Stadt Wien machts möglich dank der 
von ihr ins Leben gerufenen 
Vernebelungs- und Vertuschungsoffen- 
sive namens „Aktion Mensch“, in deren 
Rahmen es sogar gratis Kinokarten für 
die armen Krüppel gibt. 
Der Kontrast könnte nicht größer sein: 
auf der einen Seite hungern behinderte 
Menschen für ihre Bürgerrechte und 
kämpfen für eine fortschrittliche Lö- 
sung im Pflegebereich, die ihnen seit 
Jahren vorenthalten wird. Auf der ande- 
ren Seite versuchen die Wiener Kom- 
munalpolitiker in einer großangelegten 
Verdummungsaktion die Sache so dar- 
zustellen, als würde es bloß am Ver- 
ständnis für die behinderten „Mitmen- 
schen“ mangeln und als wäre für uns 
sonst altes in Ördnung. Wenn das keine 
Herausforderung für uns ist? 
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Frauenpflege in Kassel 


vor Gericht 


Die Notwendigkeit persönlicher Assi- 
stenz hat sich in den Köpfen der Ge- 
samtbevölkerung anscheinend noch 
nicht durchgesetzt. Aber auch diejeni- 
gen, die tagtäglich über den Bedarf und 
die Höhe der durch die Sozialhilfe ab- 
gedeckten Leistungen entscheiden, 
wie zum Beispiel Beamte in den Sozial- 
behörden, haben - so scheint es 
manchmal - nichts gelernt. 


Geht es bei den Forderungen der Assi- 
stenznehmerInnen in erster Linie um 
die Absicherung ihrer ambulanter 
Pflege, wird ihnen in der Regel die fi- 
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nanzielle Unterstützung nur für die An- 
stellung von Zivildienstleistenden ge- 
währt. Das ist weder neu, noch beson- 
ders originell. Nur ‘leider’ verschwindet 
der allseits "beliebte’ (und ach so preis- 
werte) Zivi immer mehr vom Pflege- 
markt. Das ganze nennt sich Pflegenot- 
stand und ist den meisten Leserlnnen 
sicher ein Begriff. 


Immer mehr geraten deshalb Kommu- 
nen unter Druck, entgegen aller Ko- 
stenargumente - mangels Alternativen 
- auch auf die Finanzierung von jeweils 
ein oder zwei festen Kräften zurückzu- 
greifen. Da kann mensch sieh schon 
vorstellen, daß bei den Kostenträgern 
denn auch der Wunsch besteht, die Be- 
troffenen möglichst schnell in die ’billi- 
gere' Alternative Heim abzuschieben. 
Umso mehr, wenn von behinderten 
Frauen gar gefordert wird, ausschließ- 
lich von fest angestellten weiblichen 
Pflegekräften unterstützt zu werden. 
Hier kann es sein, daß die Sozialbe- 
hörde beziehungsweise ihre Büttel - 
angesichts der aus dieser Forderung 
erwachsenden Kosten - aschfahl im 
Gesicht um Luft ringen. So ergeht es 
derzeit auch der Stadt beziehungs- 
weise dem Kreis Marburg/Biedenkopf: 
Zwar war die Sozialbehörde lernfähig 
und gewährt Assistenznehmerlnnen, 
bedingt durch den Zivimangel- schon 
mal eine (!) feste Kraft, doch beim 
Thema Frauenpflege bleibt sie weiter- 
hin Kostenargumenten treu. So wurde 
am 16. April dieses Jahres vor dem Ver- 
waltungsgericht in Kassel dieses 
Thema zum Mittelpunkt eines Prozes- 
ses, der sich bereits über sechs (|) 
Jahre hinzieht. 

1985 stellte Frau W. aus Marburg einen 
Antrag auf Übernahme der Kosten für 
ausschließlich weibliche Pflegekräfte 
an ihr zuständiges Sozialamt. Dieser 
Antrag wurde vom Sozialamt mit dem 
Verweis auf die unvertretbaren Mehrko- 


sten’ abgelehnt. Frau W. solle weiter 
von Zivildienstleistenden gepflegt wer- 
den, wie im übrigen auch Männer in 
Krankenhäusern von Frauen gepflegt 
würden, so die Argumentation der Be- 
hörde. Die Begründung gipfelte in dem 
Hinweis, daß ja Vergewaltigung zum all- 
gemeines Lebensrisiko von Frauen ge- 
höre. Frau W. reichte daraufhin beim 
Verwaltungsgericht Kassel im Novem- 
ber 1986 Klage ein. Nachdern bis An- 
fang 1988 immer noch keine Entschei- 
dung gefallen war, stellte sie einen An- 
trag auf Erlaß einer einstweiligen An- 
ordnung beim Verwaltungsgericht 
Kassel, um ihren Anspruch auf Frauen- 
pflege durchzusetzen. Dieser Antrag 
wurde im Oktober 1988 positiv beschig- 
den. Bezeichnenderweise war es eine 
Richterin, unter deren Vorsitz erstmalig 
in diesem langjährigen Verfahren von 
der Kammer positiv auf die Argumenta- 
tion von Frau W. Bezug genommen 
wurde: Zunächst schloß die Richterin 
generell Heimpflege aus, weil unter Be- 
weis gestellt war, daß ambulante Pflege 
möglich sei und somit Vorrang habe. 
Weiterhin lehnte sie Zivildienstlei- 
stende als Vergleichsgruppe gegen- 
über weiblichen Pflegekräften ab, weil 
Zivildienstleistende nur aufgrund ihres 
Status so kostengünstig einzusetzen 
seien. 


Darüberhinaus erkannte die Kammer 
an, daß aufgrund der Notwendigkeit 
häufiger körperlicher Nähe und dau- 
ernder zeitlicher und räumlicher Prä- 
senz von Pflegekräften bei Frau W. die 
Vorbehalte und Ängste der Antragstel- 
lerin gegen die körperliche Nähe männ- 
licher Pflegepersonen durchaus nach- 
vollziehbar und verständlich seien. 


Die Stadt Marburg legte gegen dieses 
Urteil allerdings Beschwerde bei der 
nächsthöheren Instanz, dem hessi- 
schen Verwaltungsgerichtshof, ein. 
Dieser entschied im Novernber 1990 - 
mit den auch in anderen Fällen dieser 
Art immer wiederkehrenden Kostenar- 
gumenten - gegen Frau W. und ihre 
Forderungen. 


Also wurde um diese Frage am 16. 4. 91 
vor dem Verwaltungsgericht Kassel 
nochmals gestritten. Die Stadt Marburg 
- welche Kulanz - hatte der Klägerin 
schon vorab eine feste Kraft (38,5 Stun- 
den die Woche) bezahlt, die restlichen 
Pflegestunden teilten sich ein ZDLer 
(mit ebenfalls 38,5 Stunden die Woche), 
sowie stundenweise bezahlte Assisten- 
tInnen (mit 28 Stunden die Woche). 
Aufgrund der Hartnäckigkeit des städti- 
schen Rechtsvertreters mußte ein Ver- 
gleich geschlossen werden, in dem fast 
alles so blieb, wie zuvor. Künftig darf 
Frau W. zwar den ZDLer durch weibli- 


che, stundenweise arbeitende Kräfte 
ersetzen; wohlgemerkt aber nur dann, 
wenn die dafür notwendigen finanziel- 
lorı Aufwendungen den Kostensatz ei- 
nes ZDLers nicht überschreiten. Dies 
bedeutet künftig für Frau W., besteht 
sie weiter auf Frauenpflege, daß sie As- 
sistentInnen nur stundenweise be- 
schäftiget werden darf. Diese müssen 
dann unterhalb der Verdienstgrenze 
von monatlich 470,- DM beschäftigt 
bleiben, damit sie nicht sozialversichert 
werden müssen, Denn verdienten die 
AssistentiInnen darüber hinaus, werden 
enorme Kosten für Renten- 
Krankenkassen- und Sozialversiche- 
rungen auf Frau W. zukommen. Diese 
Mehrkosten sind in den Zahlungen für 
ihre Assistenz aber nicht enthalten. 


Nicht nur, daß der Aufwand an Organi- 
sation für Frau W. in diesem Zusam- 
menhang erheblich zunimmt, auch 
muß sie bereit sein, sich künftig auf 
eine Vielzahl von ÄssistentInnen einzu- 
lassen. Das heißt: Ständig neue Leute 
um sich und ein Höchstmaß an Organi- 
sationsaufwand, denn um einen Ambu- 
lanten Dienst zu beauftragen, sind die 
zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel nicht ausreichend. 


Und so bleibt auch es weiterhin ein 
Skandal, wenn behinderten Frauen das 
Recht auf Frauenpflege mit Kostenar- 
gumenten verwehrt wird. Daran hat der 
Prozeß in Kassel nichts geändert. 


Jörg Fretter 


Hilfe beim Studium - 
mit uns, nicht für uns 


Die Landesarbeitsgemeinschaft hörbe- 
hinderter Studenten und Absolventen 
Nordrhein-Westfalen (LHSA-NW) ist ein 
Zusammenschluß von Studenten und 
Absolventen, Schwerhörige und Ge- 
hörlose. Wir haben als „Experten in ei- 
gener Sache" unsere Gedanken und 
Erfahrungen eingebracht und festge- 
halten, was wir im Studium für Hilfe be- 
nötigen, aber auch, was wir nicht wol- 
len. Die Arbeit fand aber nicht losgelöst 
von der allgemeinen Diskussion statt. 
Ansätze sowohl von akademischer als 
auch von institutioneller Seite sind ein- 
geflossen, so daß nicht alles, was im fol- 
genden aufgeführt wird, originäre Neu- 
konzeption von uns ist. Dies ist auch 
durchaus gewollt, da wir hoffen, daß 
unser Ergebnis einen möglichst breiten 
Konsens finden wird. 


Am wichtigsten war es für uns, den hör- 
behinderten Studenten als selbständi- 
ges und mitverantwortliches Mitglied in 
die „Studienbegleitenden Dienste“, 
nicht Hilfen, zu integrieren. Natürlich 
bedeuten „Studienbegleitende Dien- 
ste" auch Hilfe, aber nicht Hilfe, die von 


guten Mächten über den Hörbehinder- 
ten ausgeschüttet wird. Insofern trifft 
der Begriff, der unseres Wissens von 
Prof. Schulte aus Heidelberg in die Dis- 
kussion eingebracht wurde, sehr genau 
unser Vorstellungen. 


Dies ist keine detaillierte Ausarbeitung, 
sondern eine langfristige Projektion. 
Wir wollen dabei unsere Grundposition 
darstellen, die für uns unverzichtbar 
sind und eigentlich in der allgemeinen 
Diskussion wenig umstritten sind. Den- 
noch wollen wir sie klar aussprechen, 
damit sie bei der konkreten Umsetzung 
nicht unter den Tisch fallen. 


Hilfe beim Studium besteht aus drei Be- 
reichen: 


1. Technische Hilfen; 
2. Beratung; 
3. Personelle Hilfen. 


Wir haben unser Augenmerk auf die 
Punkte 2. und 3. gerichtet, wie dies 
auch in der allgemeinen Diskussion ge- 
schieht. 


Kein Objekt „hör- 
behinderter Student“ 


Die wichtigste Grundposition ist, wie 
schon oben aufgeführt, daß der hörbe- 
hinderte Student als selbstverantwortli- 
ches Mitglied begriffen wird. Weiterhin 
lehnen wir eine Konzentration von „Stu- 
diendiensten“ auf wenige ausgewählte 
oder gar eine Hochschule ab. Dies 
würde eine faktische Einschränkung 
der Freiheit der Studienortwahl, die ein 
Grundrecht darstellt, bedeuten. Eben- 
sowenig dürfen „Rentabilitätsrechnun- 
gen“ aufgrund fragwürdiger Prognosen 
des Arbeitsmarktes über die Berechti- 
gung entscheiden, Dienste in Anspruch 
zu nehmen. Als Grundbedingung für 
ein Studium ist für den Hörbehinderten 
ebenso wie für jeden anderen Studie- 
ninteressenten der Abschluß der allge- 
meinen Hochschulreife vollkommen 
ausreichend. 


Die „Studiendienste“ müssen also zu- 
mindest ganze Hochschullandschaften 
abdecken, wenn keine volle Flächen- 
deckung erreicht werden kann. Damit 
ist die Trägerschaft von einzelnen Uni- 
versitäten ausgeschlossen. In Frage 
käme ein freier Träger, zu dem Hörge- 
schädigte mit ihrer eigenen Erfahrung 
beitragen können. Das Verhältnis zwi- 
schen Träger, Dienstleistung und hör- 
behinderten Studenten muß von zu 
starken Abhängigkeiten freigehalten 
werden, die obengenannter Forderung 
der Mit- und Eigenverantwortlichkeit 
des hörbehinderten Studenten wider- 
sprechen würde. 


Die Beratung 


Sie steht zumeist am Beginn des Studi- 
ums. Sie umfaßt eine allgemeine Stu- 
dienberatung sowie eine fachbezogene 
Beratung. Psychosoziale Beratung fällt 
nicht in die unmittelbare Kompetenz ei- 
ner Studienberatung, auch wenn diese 
für Hörbehinderte ist. Sie muß deswe- 
gen das Problem der Hörbehinderung 
mit berücksichtigen. Dies bezieht sich 
auch ganz konkret auf die Kommunika- 
tion zwischen dem Berater und dem 
Studieninteressenten. Der Berater muß 
demnach über Erfahrung im Umgang 
mit Hörbehinderten verfügen. Wir be- 
fürworten hier den gemischten Einsatz 
von hörenden und hörbehinderten Be- 
ratern. Zum einen, um den Gedanken 
von einem produktiven Miteinander 
auch in der Praxis zu betonen, zum an- 
deren, um Studieninteressenten die 
Scheu vor der Inanspruchnahme der 
Beratung zu nehmen. Denn Mitbetrof- 
fene werden leichter als Ansprechpart- 
ner akzeptiert. 


Die Beratung soll sich selbst als Lei- 
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stung verstehen, die dem Hörbehinder- 
ten Entscheidungshilfen an die Hand 
gibt, nicht als Erfüllungshilfe für Quo- 
tenregelungen oder gar als Bewahrer 
vor „Fehlentscheidungen“. 


Der Berater muß, um kompetent bera- 
ten zu können, folgende Qualifikation 
aufweisen. Ermuß Kenntnis über die je- 
weilig abgedeckte Hochschulland- 
schaft haben, auch um bei spezieller 
Fachberatung die richtigen Informatio- 
nen weitergeben zu können oder Zu- 
mindest an die richtige Stelle verweisen 
zu können. Ebenso ist ein Überblick 
über die wichtigsten Rechtsbereiche, 
die mit dem Studium von Hörbehinder- 
ten zu tun haben, also Schwerbehin- 


die beiden Beteiligten im Einzelfall 
selbst entscheiden. Die Vermittlung ei- 
ner Kraft durch Dritte kann also keine 
Vorentscheidung darüber sein, ob sie 
im jeweiligen Fall zusammenarbeitet. 
Sie kann höchstens die Kontakte knüp- 
fen, ohne den Erfolg zu gewähren. Das 
bedeutet, daß Mitschreibkraft, Tutor 
oder Gebärdensprachdolmetscher 
nicht Angestellter der \Vermittlungs- 
stelle sein dürfen. Sonst würde die ver- 
mittelnde Organisation die faktische 
Entscheidungsgewalt darüber haben, 
wer mit wem zusammenarbeitet. Eine 
bestimmte Anzahl fester Angestellter 
wird zudem mit größter Wahrscheinlich- 
keit dem jeweiligen Bedarf nicht ent- 
sprechen. Entweder sie sitzen, weil 


dertengesetz (SchwbG), Bundessozial- 
hilfegesetz (BSHG) und das Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetz (BaFöG) 
wichtig. Dies besonders irn Hinblick auf 
die speziellen Bereiche, in denen die 
Rechte hörbehinderter Studenten be- 
stimmt sind. Es liegt auf der Hand, daß 
diese Aufgabe auf keinen Fall von den 
nur ehrenamtlich tätigen Behinderten- 
beauftragten der Universitäten gelei- 
stet werden kann. 


Personelle Hilfen 


Das Prinzip der Eigenverantwortlichkeit 
gilt besonders auch für die personellen 
Hilfen, individuell geleistet werden. Der 
Erfolg der Zusammenarbeit zwischen 
Mitschreibkraft, Tutor oder Gebärden- 
sprachdolmetscher und Student ist 
auch eine Frage des persönlichen Ver- 
hältnisses. Darüber können aber nur 
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kein Bedarf vorhanden, däumchendre- 
henderweise herum, oder aber nicht 
alle hörbehinderten Studenten kom- 
men zum Zuge, weil zu wenige Kräfte 
vorhanden sind, 


Viel sinnvoller ist es, die Vermittlungs- 
stelle als einen Pool zu organisieren, in 
dem Adressen aufgenommen, gesam- 
melt und weitergegeben werden. Bei 
diesem Pool können sich qualifizierte 
Kräfte selbst anmelden, angeworben 
werden oder von Hörgeschädigten, die 
durch Eigeninitiative Helfer gefunden 
haben, vermerkt werden, natürlich mit 
Einwilligung der jeweiligen Personen. 


Wie die Arbeit ausgestaltet wird, liegt 
dann im Verantwortungsbereich Stu- 
dent und Mitschreibkraft, Tutor oder 
Gebärdensprachdolmetscher. Hier ist 
die heutige, gängige Praxis, freiberufli- 
che Kräfte über Honorarverträge anzu- 


heuern, die flexibelste Lösung. Auf 
diese Weise würde sowohl unnötiger 
Leerlauf als auch Spitzenbelastung 
weitgehend vermieden. 


Der „Nachwuchs“ 


Ein Blick auf die bestehende Situation 
zeigt, daß für den Studiendienst geeig- 
nete Personen, und hier gerade Gebär- 
densprachdolmetscher, in noch zu ge- 
ringer Zahl vorhanden sind. Auch wenn 
dies scheinbar nicht direkt zur Einrich- 
tung zu Studiendiensten gehört: Man 
muß sich Gedanken um den Nach- 
wuchs machen. 


Möglichkeiten, Mitschreibkräfte und Tu- 
tor, zu gewinnen, sind schon beschrie- 
ben. Zur Qualifikation von Mitschreib- 
kräften gehört: Mindestens aus dem- 
selben Semester und Fachbereich wie 
der hörbehinderte Student. Der Tutor 
hingegen muß aus einem höherem Se- 
mester, wenn nicht gar examiniert sein. 
Ebenso zur Qualifikation gehört für 
diese beiden eine Einführung in die 
Kommunikation mit Hörbehinderten. 


Bei den Gebärdensprachdolmetscher 
sind die Anforderungen an die Qualifi- 
kation größer. Solide Allgemeinkennt- 
nisse in der Deutschen Gebärdenspra- 
che (DGS} sind selbstverständlich. Sie 
sollten in einem Universitätsstudium, 
wie dies für Dolmetscher auch sonst 
üblich ist, erworben werden. Diese al- 
lein sind, wie es sich immer wieder 
zeigt in den konkreten Beispielen, die 
es heute an den Hochschulen gibt, mei- 
stens unbefriedigend. Das heißt in der 
Konsequenz, daß die Gebärdensprach- 
dolmetscher sich ständig fortbilden 
müssen. Zu dieser Fortbildung gehört 
das Aufnehmen neuer Erkenntnisse 
der Gebärdensprachforschung und 
das Erwerben von Fachvokabular. Dazu 
ist eine Zusammenarbeit von Wissen- 
schaftlern, Muttersprachlern in DGS 
und Dolmetschern in Forschung und 
Ausbildung notwendig. 


Noch ist die Zahl vor allem der Gebär- 
densprachdolmetscher zu gering. Die 
Einrichtung von Studiendiensten, ohne 
sich um dieses Problem Gedanken zu 
machen, greift zu kurz. Was nützen die 
besten Dienste, wenn sie niemand lei- 
sten kann? Damit meinen wir nicht, daß 
die Einrichtung von Studiendiensten 
und die Ausbildung von Mitschreib- 
kraft, Tutor oder Gebärdensprachdol- 
metscher unmittelbar verknüpft werden 
muß. Ein Ausblenden der Ausbildung 
ist aber gefährlich, da sie den Erfolg 
von Studiendiensten gefährden würde. 


* 


Hochschul 


Ausstattung 


mit technischen Geräten 


Im Sommer 1990 führte das an der Uni- 
versität Dortmund angesiedelte Projekt 
‚Verbesserte Literaturversorgung seh- 
geschädigter Studierender an nord- 
rhein-westfälischen Hochschulen“ an 
allen 46 Hochschulen des Landes - 12 
Universitäten und 34 Fachhochschulen 
- eine Erhebung durch, deren Ziel es 
war, Aufschluß über Qualität und Quan- 
tität der dort vorhandenen Ausstattung 
an technischen Geräten zu erhalten. 
Den Anlaß hierzu gab die Überlegung, 
daß viele Geräte, von denen zu erwar- 
ten ist, daß sie zum Bestand einer 
Hochschule gehören (z.B. Kassettenre- 
corder, Mikrophone, PCs, Drucker, 
Scanner, etc.) über ihren Einsatz im re- 
gulären Hochschulbetrieb hinaus auch 
zur Produktion sehgeschädigtenge- 
recht aufbereiteter Studienliteratur ge- 
nutzt werden könnten. Im Einzelfall 
müßten dann zur Produktion von Stu- 
dienliteratur in Großdruck, Brailleschrift 
oder auf Tonkassstte dann doch ent- 
sprechende Zusatzgeräte angeschlos- 
sen werden. 

Ziel der Bestandsaufnahme war somit 
zunächst einmal herauszufinden, in- 
wieweit zur Produktion sehgeschädig- 
tengerecht adaptierter Studienliteratur 
benötigte Geräte bereits heute an den 
Hochschulen vorhanden sind, so daß 
zur Produktion sehgeschädigtenge- 
recht aufbereiteter Literatur lediglich 
entsprechende Zusatzgeräte und Per- 
sonal gestellt werden muß. 


Ablauf 
der Untersuchung 


Im Juni vergangenen Jahres wurden 
Fragebogen an alle Hochschulen des 
Landes versandt. Diese beinhalten 
eine Auflistung aller zur Produktion 


sehgeschädigtengerecht adaptierter 
Literatur benötigten Geräte. 

Von den 46 angeschriebenen Hoch- 
schulen haben 9 (etwa 20%) nicht ge- 
antwortet. Hierzu gehören die Universi- 
täten Bielefeld, Bonn und Essen sowie 
6 Fachhochschulen. 

37 Hochschulen haben demnach in ir- 
gend einer Weise auf die Umfrage rea- 
giert. Bei 14 von diesen (1 Universität 
und 13 Fachhochschulen) lautet die 
Antwort jedoch schlicht und vor allem 
einfach „Fehlanzeige“. 

Den Fragebogen tatsächlich ausgefüllt 
haben somit nur 23 der 46 angeschrie- 
benen Hochschulen (etwa 51 %). Dar- 
unter sind 8 Universitäten und 15 Fach- 
hochschulen. 


Ergebnisse 
der Untersuchung 


Bei der Betrachtung der Ergebnisse 
muß stets bedacht werden, daß sich die 
Aussagen nur auf die Hochschulen be- 
ziehen, die den Fragebogen tatsächlich 
ausgefüllt haben. Darüber, wie umfang- 
reich der Bestand an technischen Ge- 
räten an den Hochschulen ist, die nicht 
geantwortet haben, können keine Aus- 
sagen gemacht werden. Es ist jedoch 
davon auszugehen, daß auch die Hoch- 
schulen, die gar nicht oder mit „Fehlan- 
zeige" geantwortet haben, zumindest 
über einen Teil der angefragten Geräte 
verfügen. Denn es kann wohl kaum zu- 
treffen, daß z.B. eine so große Universi- 
tät, wie es die Universität Düsseldorf 
ist, noch nicht einmal über eine elektri- 
sche Schreibmaschine oder einen Ter- 
minal verfügt. Dies behauptet sie - wie 
auch viele Fachhochschulen - jedoch 
von sich selbst. Es liegt daher der Ver- 
dacht nahe, daß es sich die 49% der 
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Kochschulen, die nicht oder mit „Feh- 
anzeige“ geantwortet haben, mit der 
Beantwortung des Fragebogens sehr 
leicht gemacht haben. Ob aus diesem 
Verhalten Rückschlüsse über die Be- 
reitschaft dfer Hochschulen, sehge- 
schädigte Studierende bei der Schaf- 
fung adäquaterer Studienbedingungen 
zu unterstützen, gezogen werden kön- 
nen, muß dahingestellt bleiben. 


Die technische 
Ausstattung 


Die Auswertung der Fragebögen 
zeigte, daß nahezu alle Universitäten 
die zur Aufsprache von Texten und zur 
anschließenden Vervielfältigung der 
Kassetten erforderlichen Geräte besit- 
zen. Hierzu gehören z.B. Mikrophone, 
Aufnahmestudios, Schnellkopieranla- 
gen. Etwa die Hälfte aller Universitäten 
besitzen sogar speziell adaptierte Kas- 
seitenrecorder mit Signaltongebern. 
Da beinahe alle Hochschulen über Mi- 
krophone und Aufnahmestudios verfü- 
gen, ist anzunehmen, daß sie her- 
kömmliche Kassettenrecorder, die je- 
derzeit ohne technische Probleme mit 
einem Signaltongeber versehen wer- 
den können, in ausreichendem Umfang 
besitzen. 

Die zur EDV-gestützten Großdruck- 
und Brailleproduktion benötigte techni- 
sche Grundausstattung (z.B. Terminals 
mit Rechner) ist nahezu an allen Uni- 
versitäten vorhanden. Mit Scannern, 
die zum digitalen erfassen der Texte be- 
nötigt werden, sind jedoch erstaunli- 
cherweise noch nicht alle Unis ausge- 
stattet. 

Bezogen auf die Brailleproduktion fehlt 
es an den Universitäten jedoch an allen 
Geräten, die ausschließlich für diesen 
Zweck benötigt werden. Hierzu gehö- 
ren z.B. Braille-Drucker (für die Erstel- 
lung von Punktschriftdrucken) oder 
Thermoform-Kopierer und Folienbrenn- 
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geräte (für die Herstellung taktiler Gra- 
phiken). 

Für die EDV-gestützte Großdruckerstel- 
lung sind die technischen Vorausset- 
zungen an den Universitäten bereits 
geschaffen. Laser-Drucker, mit denen 
ein qualitativ gutes und in der Größe va- 
riables Schriftbild erzeugt werden 
kann, sind an 7 oder 8 Universitäten 
vorhanden. 

Erstaunlich ist, daß nur 4 der 8 Universi- 
täten nach eigenen Angaben Vergröße- 
rungskopierer besitzen - zumal in der 
Regel jeder Kopierer in der Lage ist, 
vergrößerte Abzüge anzuferligen. 


Die aufgezeigten Ergebnisse legen den 
Schluß nahe, daß die zur Brailleproduk- 
tion benötigte technische Ausstattung 
an den Universitäten zumindest in Be- 
zug auf die erforderlichen Zusatzgeräte 
völlig fehlt. Hingegen ist für die EDV- 
gestützte Großdruck- und Kassetten- 
produktion - abgesehen von noch be- 
nötigten Signaltongebern - bereits eine 


Texten und Büchern auf Tonkassetten 
benötigt werden. Zwar besitzen noch 
etwas mehr als die Hälfte dieser Hoch- 
schulen Mikrophone und somit vermut- 
lich auch übliche Kassettenrecorder, je- 
doch sind nur 4 der 15 Fachhochschu- 
len mit Aufnahmestudios ausgestattet. 
Eine Schnellkopieranlage zur Verviel- 
fältigung der Kassetten zählen keine 
und Kassettenrecorder mit Signalton- 
geber nur 2 Fachhochschulen zu ihrem 
Bestand. Bezogen auf die Erstellung 
taktiler Materialien ({Punktschriftaus- 
drucke und Graphiken) zeigt sich an 
Fachhochschulen ein ähnliches Bild 
wie an den Universitäten. Auch hier 
mangelt es nahezu überall an den ent- 
sprechenden Zusatzgeräten wie 


Braille-Drucker und Thermoform-Ko- 
pierern bzw. Folienbrenngeraäten. Hin- 
gegen ist die zur Textumsetzung bend- 
tigte technische Grundausstattung - 
sieht mal einmal von der defizitären 
Ausstattung mit Scannern ab - auch 
hier vorhanden. 


"Der optimal ausgestattete 
Sehgeschädigte!?" 


beachtliche technische Grundausstat- 
tung vorhanden. 


Die Auswertung machte deutlich, daß 
Fachhochschulen im Vergleich zu Uni- 
versitäten weniger gut mit Geräten aus- 
gestattet sind, die zur Aufsprache von 
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Die technischen Voraussetzungen zur 
EDV-gestützten Großdruckerstellung 
sind - verglichen mit denen an Univer- 
sitäten - an Fachhochschulen wesent- 
lich schlechter. Denn während 90% der 
Universitäten einen Lassr-Drucker be- 
sitzen sind es von den Fachhochschu- 


len lediglich 60%. vVergrößerungsko- 
pierer zur schlichten Vergrößerung von 
Texten besitzen jedoch im Gegensatz 
zu den Universitäten nahezu alle Fach- 
hochschulen. 


Zusammenfassung 
der Ergebnisse 


Grundsätzlich kann festgehalten wer- 
den, daß Fachhochschulen - abgese- 
hen von der EDV-mäßigen Grundaus- 
stattung wie Terminals und Matrix- 
Druckern - im allgemeinen schlechter 
mit technischen Geräten, die u.a. zur 
Produktion sehgeschädigtengerecht 
adaptierter Literatur genutzt werden 
können, ausgestattet sind als Universi- 
täten. Dennoch trifft auch auf Fach- 
hochschulen zu, daß ihr Bestand an zur 
Vergrößerung und Aufsprache von Tex- 
ten benötigten Geräten wesentlich hö- 
her ist, als der, der zur Brailleproduk- 
tion erforderlich ist. 

Der Grund hierfür dürfte darin zu sehen 
sein, daß Laser-Drucker, Kassettenre- 
corder, Mikrophone, etc, auch im regu- 
lären Hochschulbetrieb eingesetzt wer- 
den, was bei Geräten wie z.B. Braille- 
Druckern in der Regel nicht der Fall ist. 
Somit hat die Untersuchung gezeigt, 
daß in Abhängigkeit von Hochschulart 
und angestrebter Umsetzungsart un- 
terschiedlich gravierende Defizite in 
der erforderlichen technischen Ausstat- 
tung bestehen. Diese durch gezielte 
Anschaffungen abzubauen und somit - 
zumindest auf technischem Gebiet - 
Voraussetzungen für ein annähernd 
chancengleiches Literaturstudium seh- 
geschädigter Studierender zu schaf- 
fen, muß Aufgabe jeder Hochschule 
sein. Daß bis zu einem chancenglei- 
chen Studium behinderter und nichtbe- 
hinderter Studierender noch ein weiter 
Weg ist, zeigt auch die Tatsache, daß - 
wie im Fragebogen ebenfalls ermittelt 
wurde - keine Hochschule eine mecha- 
nische Punktschriftmaschine und le- 
diglich 2 Hochschulen einen 
Computerarbeitsplatz für Sehgeschä- 
digte anbieten. Sehgeschädigten Stu- 
dierenden werden somit von den Hoch- 
schulen keinerlei Möglichkeiten ange- 
boten, in der Hochschule zu arbeiten. 
Dies wiegt besonders schwer, wenn 
man bedenkt, daß gerade in den letzten 
Jahren im Rahmen des „Computer-In- 
vestitions-Programmes“ für sehende 
Studierende verstärkt Computerar- 
beitsplätze an den Hochschulen eige- 
richtet werden. Werden behinderte Stu- 
dierende hier wieder einmal ver- 
gessen? 


Birgit Droshagen 
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Sprechende Schilder 


Neuentwicklung aus den USA zur Verbesserung der Mobilität von Sehgeschädigten 


„Wenn die Schilder doch sprechen 
könnten,‘ mögen sich manche Sehbe- 
hinderte und Blinde schon des öfteren 
gewünscht haben, wenn sie auf der Su- 
che nach einer bestimmten Straße oder 
Hausnummer waren und niemand des 
Weges kam, der ihnen Auskunft über 
die geschriebenen Schilder hätte ge- 
ben können. Dieser vielgehegte Traum 
vieler Sehgeschädigten, deren größte 
Diskriminierung wohl der weitgehende 
Ausschluß von einer Vielzahl von Infor- 
mationen darstellen dürfte, die im Zeit- 
alter der Informationsgesellschaft im- 
mer wichtiger werden. Während mei- 
nes letzten Aufenthaltes in den USA, 
wo bereits erste Modellprojekte mit 
dem Einsatz der neu entwickelten spre- 
chenden Schilder - talking signs - an- 
gelaufen sind, konnte ich die Zeichen 
bereits sprechen hören. ' 


Einer der ersten Versuchsorte für den 
Einsatz der sprechenden Zeichen be- 
findet sich im Herzen San Franciscos, 
wo die Orientierung für Blinde und Seh- 
behinderte wegen des hohen Verkehr- 
saufkommens und der Menschenmas- 
sen besonders schwierig ist - nämlich 
an der Kreuzung Market Street und 
Fifth Avenue. „Fifth Avenue, zero block, 
red,‘ sprechen dort seit neuestem die 
Schilder, sofern man im Besitz eines 
Empfängers ist, der momentan noch 
circa $ 150 kostet. Bei Betätigung die- 
ses Gerätes können Sehbehinderte 
und Blinde in gut verständlicher Spra- 
che hören, an welcher Straße oder wel- 
chem Block sie sich befinden, die Na- 
men der Seitenstraßen erfahren und 
"die Farbe der Ampeln gesagt bekom- 
men. Auf diese Weise erhalten Sehge- 
schädigte all die Informationen, die für 
eine gute Orientierung und eine we- 
sentlich sicherere Teilnahme am Stra- 
ßenverkehr notwendig sind und die oft 
beklagte Lärmbelästigung der akusti- 
schen Ampeln auf null reduziert, da die 
Schilder für diejenigen, die keinen 
Empfänger besitzen nicht hörbar sind. 


Die Sender über die die Signale ausge- 
sendet werden, sind mittlerweile ver- 
schwindend klein, so daß sie problem- 
los in Ampelanlagen, an Straßenschil- 


lich verringert. So ist Jerry Kuns, der ein 
Vertreiber der sprechenden Schilder in 
San Francisco ist, auch sehr zuver- 
sichtlich was den Einsatz und die wei- 
tere Entwicklung dieses neuen Infor- 
mationssysterns anbelangt: 


„Neben der Modellerprobung in San 
Francisco wird das neue Informations- 
system bereits in einer Rehabilitations- 
klinik in Washington D.C. und auf dem 
Gelände eines Colleges in San Diego 
eingesetzt. Eine Telefongesellschaft 
des Staates Washington hat darüber- 
hinaus bereits Interesse signalisiert, 
die sprechenden Schilder in ihren Tele- 
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dern, Toilettentüren oder Geschäften 
instaliert werden können. Der Preis ei- 
nes solchen Senders beträgt gegen- 
wärtig circa $ 100, wobei ähnlich wie bei 
der Preisentwicklung der Empfänger 
im Hinblick auf einge Massenproduktion 
zu erwarten ist, daß sich dieser erheb- 


fonzellen zu installieren, so daß diese 
von Sehgeschädigten leichter ausfin- 
dig gemacht werden können,“ erklärte 
Kuns. 


Nach Kuns dürfte es zukünftig ein leich- 
tes sein, die bestehende Informations- 
systeme, wie sie sich beispielsweise in 
öffentlichen Gebäuden befinden, auch 
für Sehgeschädigte zugänglich zu ma- 
chen. Dabei dürfte die Anpassung an 
verschiedene Sprachen, ähnlich wie 
bei der Entwicklung der Sprachausga- 
ben der Computer für Sehgeschädigte, 
kein Problem mehr darstellen, so daß 
das System auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eingesetzt werden 
kann. 


Auch wenn das neue Hilfsmittel unter 
den US amerikanischen Sehbehinder- 
ten und Blinden noch relativ unbekannt 
ist, kommt dieses gerade zur rechten 
Zeit auf den Markt, um erhebliche Im- 
pulse auf die Verbesserung der Le- 
benssituation und der Mobilität von 
Sehgeschädigten auszuüben. Nach- 
dem Präsident Bush im August 1990 
ein umfassendes Gesetzeswerk unter- 
zeichnet hat - der Americans with Disa- 
bilitis Act von 1990 -, daß die Diskrimi- 
nierung von Behinderten in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen verbietet 
und sarktioniert, wird dort jetzt auch 
die Diskussion darüber intensiviert, in 
welchen Bereichen Sehbehinderte und 
Blinde diskriminiert und benachteiligt 
werden. „Was für die Rollstuhlbenutze- 
rinnen die Treppen sind, die in der Dis- 
kussion zur Verabschiedung des neuen 
Gesetzes im Vordergrund standen, sind 
für Sehgeschädigte die Informations- 
barrieren und Gefahren im Straßenver- 
kehr,“ betonte hierzu Sandra Stone, 
eine sehbehinderte Sozialarbeiterin 
vom Center for Independent Living 
{CIL) in Berkeley, Kalifornien. 


Inwieweit es den US amerikanischen 
Sehgeschädigten gelingen wird, die 
Schilder flächendeckend sprechen zu 
lassen und ihre Forderungen nach ei- 
ner verbesserten Mobilität und Informa- 
tion im Prozeß der Gestaltung der Aus- 
führungsbestimmungen des US ameri- 
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kanischen Anti-Diskriminierungs-Ge- 
setzes zu verankern, wird sich in den 
nächsten Jahren zeigen und sollte von 
uns interessiert beobachtet werden. Ei- 
nes ist auf jeden Fall sicher: Dieses 
Beispiel zeigt, daß die Möglichkeiten, 
die Umwelt so zu gestalten, daß sie al- 
len Menschen, also auch Sehbehinder- 
ten und Blinden, gerecht wird, sind 
mittlerweile weitgehend vorhanden und 
technisch ausgereift. Die Frage, die 
nun im Mittelpunkt steht, bezieht sich 
vielmehr auf die Willigkeit und Prioritä- 
tensetzung unserer Gesellschaft und 
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vor allen unserer politischen Entschei- 
dungsträgerlnnen, uns die Gleichbe- 
rechtigung in allen Lebensbereichen 
zuzugestehen. Wenn es den Menschen 
gelungen ist, auf den Mond zu fliegen, 
muß es doch ein leichtes sein, Informa- 
tionen flächendeckend so zugänglich 
zu machen, daß sie auch für Sehge- 
schädigte zugänglich sind. Tun wir das 
Unsere dazu und nehmen unsere politi- 
schen Vertreterinnen in die Pflicht, das 
ihre dazu zu tun, daß auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland ein eindeuti- 
ges und umfassendes Anti-Diskriminie- 


rungs-Gesetze für Behinderte verab- 
schiedet wird, das uns Rechte statt Al- 
mosen und unnötiger Abhängigkeit 
zuspricht. Gerade in der gegenwärti- 
gen Zeit, die von erheblichen Verände- 
rungen geprägt ist, müßte die Verab- 
schiedung eines4 Anti-Diskriminie- 
rungs-Gesetzes für Behinderte an vor- 
derster Stelle für die Schaffung einer 
gerechteren Gesellschaft stehen, so 
daß die Schilder auch bald in der Bun- 
desrepublik Deutschland sprechen. 


Ottmar Miles-Paul 


Städtische Mobilitätsbehinderung 


Wer hat diesen Aufkleber noch gehortet? 
Z 2 BITTE MELDEN 


Innerhalb von wenigen Jahren 
schraubte die Stadt München, die von 
ihr für behinderte Menschen geschaffe- 
nen Mobilitätsmöglichkeiten - durch 
eine positive Anderung des Fahrdienst- 
Konzepts - fast wieder auf die Aus- 
gangsposition zurück. Dabei genügte 
es der Stadt nicht, daß die bisherigen 5 
km-Scheine in 5 DM-Scheine umge- 
wandelt wurden. Dies bedeutet für die 
Betroffenen eine etwa S50prozentige 
Kürzung, so daß die 1.505 DM-Scheine 
- selbst bei einer sparsamen Benut- 
zung - keine drei Monate ausreichten. 
Doch die Stadt ging noch einen gewalti- 
gen Schritt weiter: Mit der Neuregelung 
der Fahrdienst-Benützung werden die 
Berechtigten ab dem 1. 4. 1991 pro Vier- 
teljahr nur noch 50 Scheine im Wert von 
a DM 5,- zugestanden. Dieses „Privi- 
leg“ erhalten jedoch nur jene, die die 
folgenden Hürden, die sich die Stadt 
ausgedacht hat, überwinden können: 
Zu der bisherigen Voraussetzung (au- 
Bergewöhnliche Gehbehinderung) 
kommen im wesentlichen hinzu; das Ei- 
genvermögen darf die 30.000-Mark- 
Grenze übersteigen und ein in der 
Haushaltsgemeinschaft lebendes Kind 
- so die Formulierung im Antragsmerk- 
blatt - darf keinen eigenen Pkw besit- 
zen. Eine zusätzliche Hürde ist auch in 
dem Ausfüllen des umfangreichen 
„Antrags auf Erteilung eines Berechti- 
gungsausweises zur Teilnahme am 
Fahrdienst für Schwerbehinderte in 
München“ und dessen vier Anlageblät- 
ter zu sehen. 


Ghetto die randschau 


Zu diesen Kürzungsmaßnahmen einige 
weitere Anmerkungen. Während sich 
eine Vermögungsgrenze - über deren 
Höhe es sich streiten läßt - gerade noch 
im Einschränkungsrahmen hält, darf 
ein Pkw, den ein Mitglied der Haus- 
haltsgemeinschaft hat, keinesfalls ein 
Kriterium für die Teilnahme am Fahr- 
dienst sein. Bedeutet dies doch nichts 
anderes, als daß die Mobilität von be- 
hinderten Menschen wieder von den 
Angehörigen abhängig wird, bezie- 
hungsweise von deren Bereitschaft, 
die/den Behinderten zu fahren. Letzt- 
lich ist dies ein totaler Rückfall in Zeit 
der Fahrdienst-Anfänge. Daß dies die 
Stadt München in Kauf nimmt, zeigt 
doch, was ihr an den behinderten Bür- 
gerlnnen liegt. 


Bereits im letzten Jahr erklärten die 
städtischen Unterarbeitskreise zur Be- 
hindertenproblematik zu den jetzigen 
Kürzungen unter anderem: „Solange 
der öffentliche Nahverkehr nicht flä- 
chendeckend behindertengerecht aus- 
gebaut und außergewöhnliche Gehbe- 
hinderte noch nicht mal in Verkehrsmit- 
teln hineinkommen, ist der Sonderfahr- 
dienst unverzichtbar. Wir haben bereits 
bei den Kürzungen des Fahrdienstes 
1988 öffentlich erklärt, daß wir bei dem 
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 
auch für Behinderte eine Reduktion 
des Fahrldienstes begrüßen“ 


Allerdings: Diese Verminderung steht 
in keinem Verhältnis zu einem flächen- 
deckenden behindertengerechten Ver- 
kehrsmittelsystem: So sind weder alle 
U- und S-Bahnhöfe mit Liften oder 
Rampen beziehungsweise Rollsteigen 
ausgestattet, noch ist arı Haltestellen 
das Umsteigen von einer Schnellbahn 
in eine andere möglich. Negativbei- 
spiele dafür sind der Harras und der 
Heimeranplatz. Ganz zu schweigen 
von dem Liniennetz der städtischen 
Busse. Nur auf zwei Linien (33er und 
154er) sind bisher Niederflurbusse ein- 
gesetzt - und dies in mehr oder weniger 
großen Zeitabständen. 


In einem Schreiben, mit dem sich Ober- 
bürgermeister Kronawitter (SPD) Mitte 
Februar an die bisherigen Fahrdienst- 
Berechtigten wandte, warb er mehr 
oder weniger um Verständnis für diese 
Kürzungen. Darin argumentierte er, daß 
„die Stadt sowohl behindertenfreundli- 
che Busse als auch behindertenfreund- 
liche Straßenbahnen kauft. Alle der 
demnächst 105 neu zu beschaffenen 
Busse werden mit Hublift ausgestattet 
sind und damit für Rollstuhlfahrer be- 
nutzbar“. „Der Stadt ist dieser Service 
für Rolistuhlfahrer" - die neu zu be- 
schaffenen Busse werden mit Hublift 
ausgestattet - „allein 3,45 Millionen DM 
wert.“ 


Von einem reinen Service für Rollstuhl- 
BenutzerInnen kann ja gar nicht ge- 
sprochen werden, denn stufenlose 
Busse kommen ja schließlich allen 
Menschen zugute. Folglich ist dies 
auch ein allgemeiner Service der Stadt. 
Was jedoch in seinem Schreiben fehlte, 
war nicht nur der Hinweis, welcher Zeit- 
raum mit „demnächst“ gemeint sei, 
sondern auch , daß mit diesen zu be- 
schaffenen Bussen erst 20% der städti- 
schen Busse für Rollstuhl-Benutzerln- 
nen zugänglich sind. Ganz zu Schwei- 
gen von der kürzlich vorgestellten 
neuen - wohl die von ihm erwähnte be- 
hindertenfreundliche Straßenbahn -, 
bei der „nur noch“ eine 15 cm hohe 
Stufe zu überwinden sei. Dies zeigt 
doch überdeutlich die Diskrepanz zwi- 


schen den Fahrdienst-Kürzungen und 
den unzureichenden Alternativen für 
die Betroffenen. 


Desweiteren erwähnte der OB, daß die 
Stadt München in puncto Behinderten- 
Fahrdienst an der Spitze Bayerns steht 
- doch der Ist-Zustand ist für die Betrof- 
fenen nun allerdings nicht mehr 
„Spitze. 


Mit dieser sogenannten Behinderten- 
fahrdienst-Neuregelung - wie der OB 
die Fahrdienst-Kürzung nennt - ist die 
für behinderte Menschen viel zitierte 
Teilnahme am öffentlichen Leben er- 
heblich eingeschränkt wenn nicht gar 
verhindert. Dies ist bereits jetzt schon 
der Fall. 


Werner Müller 


Postkarte 


Datum Unterschrift 


Ich abonniere die randschau für 1 Jahr. Antwort 
Wenn ich das Abonnement nicht 2 Monate 

vor Ablauf kündige, verlängert sich das 

Aborınement autcmatisch um 1 Jahr. 


Dalür habe ich 

20,- DM überwiesen auf das Konto 
Ce Be eF - Köln - die randschau 
Konto-Nr, 153 30-508 {BLZ 370 100 50) 
Postgiroamt Köln 


einen Scheck beigefügt 
Lieferung ab: unannnnennnnnnnnnennenensensensnenmnnnne die randschau 
Na ee POHLMANSTR.13 
Straße naeh 5000 KÖLN 60 
(6 | (ERBRPEFBERSEBEERFEFEERERSERSEERNERL FEN SEIT CTTL 
Dätünf zen: Unterschrift ...eeenen: 


[Ich bestelle eine Probekassette der Postkarte 
randschau für Blinde für DM 5,- Antwort 


I} jch abonniore die randschau für Blinde 
zunächst für 10 Ausgaben (DM 30,-) 


Die Probekasselte muß 3 Wochen nach Erhalt 
wieder zurückgeschickt werden. Wenn ich das 
Abonnement nicht vor Erhalt der Kasselte kün- 
dige, verlängert sich das Abonnement aulo- 
malisch 


Ich habe den zu zahlenden Betrag 
ı ] überwiesen auf das Konlo 


Ce Be eF - Köln - die randschau 
Konto-Nr, 153 30 - 508 {BLZ 370 109 50} 
Postgirokonto Köln 


die randschau 


G als Scheck beigelegt POHLMANSTR.IZ 


Namen 
5000 KÖLN 60 


SUADEN .u.0..00000 000 Bere 


— 


Sofortige 
medizinische Hilfe 
für die Opfer des Golfkriegs 


seneräle und-Politikereröffnen und been- 
den Kriege: Per Befehl. Für dieMenschen, die 
ihre Folgen zu tragen haben, enden sie lange 
nicht oder niemals. Hunderttausende wer- 
den als Tote von den Überlebenden vermißt. 
Noch vielmehr Verwundete bleiben unver- 
sorgt. Ganze Jahrgänge von Kindern und 
Jugendlichen müssen generationenlang ent- 
setzliiche Deformationen der psychischen 
Schäden kriegerischer Aktion überwinden. 
Und wie sollen Ärzte arbeiten ohne Strom, 
Wasser, Desinfektionsmittel, Verbandmate- 
rial und Antibiotika? In zerstörten Kranken- 
häusern? In Kürze ist mit dem Ausbruch von 
Cholera, Typhus und anderen Seuchen zu 
rechnen. Die Kinder bekommen keimhalti- 
ges Tigriswasser mit Mehl vermischt als Nah- 
rung. 


W. beabsichtigen den Transport medizi- 
nischer Hilfsgüter in Gesundheitseinrichtun- 
gen des Krisengebietes. Zwei Hilfskonvois 
sind bereits sicher eingetroffen und dienen 
der Versorgung der zivilen Opfer. 


Wir bitten Sie herzlich, beteiligen Sie sich mit 
einer großzügigen Spende an der Soforthilfe 
für die betroffenen Menschen. 


Tr Fr: 
Obermainanlaga 7 6000 Frankfurt 1 
Tel. 06974990041 


Kostenlose schriftliche Informationen und Berichte uber die 
Arbeit im Krisengebiet bei medico erhältlich 


SPENDENKONTEN!: 


MEDICO INTERNATIONAL: 
Frankfurter Sparkasse, 

Nr: 1800, (BLZ 500 50102) 
oder Postgiro Köln 

Nr. 6999-508, Stichwort 
»Medizinische Hilfe am Golf« 


{IPPNW): 
Stadtsparkasse Gaggenau, 
Nr: 502 64639, (BLZ 665 512 90) 


Initiative »FRIEDEN AM GOLF«/ 
»GULF PEACE TEAM« 
Sonderkonto H. Engelmann 

Nr: 441898-603, Postgiro Frankfurt, 


END {BLZ 600 10060), Stichwort: »Medikamente« 


